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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 1 


1 

1 2 

l 3 1 

1 ^ 


01 01 


apl. 
529 02 


01 04 
51401 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


9 939,03 


Kosten des Empfangs für die Teilnehmer an dem Internatio- 
nalen Kongreß des PEN in Berlin 


Der Internationale Kongreß des PEN, einer weltweiten 
Vereinigung von Schriftstellern, war für die Zeit vom 14. 
bis 17. November 1972 kurzfristig in die Bundesrepublik ver- 
legt worden, nachdem die als Tagungsland vorgesehenen 
Philippinen überraschend abgesagt hatten. Der Bundespräsi- 
dent hat den Kongreßteilnehmern am Tagungsort Berlin ent- 
sprechend der internationalen Übung einen Empfang ge- 
geben. 

Die dafür entstandenen Ausgaben waren unvorhergesehen 
und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 532 01. 


5 000,— 


3 160,37 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


In das einzige Dienstfahrzeug der Geschäftsstelle mußte ein 
Austauschmotor eingebaut werden. Die Reparatur war von 
dem technischen Beamten für das Kraftfahrzeugwesen emp- 
fohlen worden. 


Einsparung bei Kap. 01 04 Tit. 515 01. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewies^n 



DM 

DM 


1 

1 2 1 

3 1 

1 4 


02 01 
686 02 


172 800 — 


02 01 
712 06 


02 01 


apl. 
812 11 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


433,62 


Beitrag für die Nordatlantische Versammlung 


Die Ausgaben sind im Bundeshaushaltsplan 1972 nach dem 
im Zeitpunkt der Aufstellung geltenden Wechselkurs ver- 
anschlagt worden. Infolge der im Haushaltsjahr 1972 ein- 
getretenen Kursänderungen reichte der veranschlagte 
Betrag nicht aus, um den auf rechtlicher Verpflichtung be- 
ruhenden Mitgliedsbeitrag in voller Höhe zu zahlen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 515 03. 


18 357,89 


Umbau des Bundeshaus-Restaurants 


Im Bundeshaushaltsplan 1971 wurden aufgrund einer vor- 
läufigen Kostenschätzung Ausgaben in Höhe von 600 000 
DM veranschlagt. Nach der genehmigten Haushaltsunterlage 
— Bau — ergaben sich jedoch Gesamtkosten von 900 000 
DM. Im Haushaltsjahr 1971 wurden von diesem Betrag 
820 705,48 DM verausgabt, davon 220 705,48 DM überplan- 
mäßig. Durch eine unvorhergesehene Verzögerung bei der 
Bauausführung war die Abwicklung der Gesamtbaumaß- 
nahme im Haushaltsjahr 1971 nicht möglich. Zur Erfüllung 
der eingegangenen rechtlichen Verpflichtungen und zum 
notwendigen Abschluß der Baumaßnahme war daher unvor- 
hergesehen im Haushaltsjahr 1972 eine weitere überplan- 
mäßige Haushaltsausgabe erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 532 02. 


40 623,90 


Maschinen und Geräte für die Datenverarbeitung 

Zum Aufbau eines Dokumentationssystems für Parlaments- 
materialien ist im Haushaltsjahr 1972 ein Satellitenrechner 
angemietet worden. Erst im Laufe der hierzu erforderlichen 
Vertragsverhandlungen ergab sich, daß die zur Datenver- 
arbeitungsanlage benötigten Ein- und Ausgabegeräte nicht, 
wie vorgesehen und im Haushaltsjahr 1972 veranschlagt, 
angemietet werden konnten, sondern angekauft werden 
mußten. Da die Benutzung des Satellitenrechners ohne Ein- 
und Ausgabegeräte nicht möglich ist, konnten die notwen- 
digen Ausgaben nicht bis zum Haushaltsjahr 1973 zurück- 
gestellt werden. Bei der Haushaltsaufstellung 1972 war nicht 
vorherzusehen, daß statt der vorgesehenen Anmietung ein 
Kauf erforderlich werden würde. 


I Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
I die Ausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung ange- 
rechnet wird. 

! Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 518 13. 


Gemäß § 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers der Finanzen, 
vom 17. Mai 1973 — 11 A/2 — H 1221 — 4/72 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

2 1 

3 1 

4 


02 03 
811 01 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


18 087,74 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Das im Haushaltsjahr 1973 zur Aussonderung vorgesehene 
Kraftfahrzeug des Wehrbeauftragten mußte infolge eines 
Verkehrsunfalles kurzfristig ersetzt werden. Eine Instand- 
setzung kam nach dem Unfall-Gutachten des technischen 
Beamten für das Kraftfahrwesen aus wirtschaftlichen Grün- 
den nicht in Betracht. Zur Aufrechterhaltung der dem Wehr- 
beauftragten obliegenden Dienstgeschäfte war eine sofortige 
Ersatzbeschaffung unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Ausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung ange- 
rechnet wird. 


Einsparung bei Kap. 02 03 Tit. 519 01. 


04 01 
514 01 


04 01 
518 02 


04 01 
527 01 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


140 000,— 


24 183,88 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die Dienstfahrzeuge des Bundeskanzleramtes sind im Haus- 
haltsjahr 1972 verstärkt für Fernfahrten eingesetzt worden. 
Dadurch sind erhebliche Mehrkosten für Treibstoffe, Reifen 
und Austauschmotoren entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 526 14. 


97 800,— 


20 769,64 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Die Mehrausgabe ist durch den überdurchschnittlich hohen 
Bedarf an Fotokopien zur Fortschreibung und Koordinierung 
der Regierungsvorhaben durch die Planungsabteilung ent- 
standen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 515 01. 


85 000,— 


5 583,32 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Die Mehrausgabe ist durch vermehrte Dienstreisen zu Ver- 
tragsverhandlungen mit Delegationen der DDR entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 527 02. 
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An über- und 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1972 

außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Zweckbestimmung und Begründung 

DM 

zugewiesen 

DM 


1 1 

1 2 1 

1 3 1 

4 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 

apl. 
533 02 


04 01 52 900 — 

811 01 


04 03 900 000 — 

526 04 


04 03 220 000 — 

532 02 


1 885,03 Vorbereitung einer deutsch-britischen Stiftung für das Stu- 
dium der Industriegesellschaft 

Bei der Mehrausgabe handelt es sich um die Kosten der 
Vorbereitung einer deutsch-britischen Stiftung für das Stu- 
dium der Industriegesellschaft, die vom Herrn Bundes- 
präsidenten anläßlich seines Besuchs in London am 25. Ok- 
tober 1972 angeregt worden ist. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01. 


2 141,78 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe ist durch den Einbau eines Autotelefons 
in den Dienstkraftwagen des Staatssekretärs entstanden. In 
den aus Haushaltsmitteln 1972 beschafften Dienstkraftwagen 
für den Staatssekretär war zunächst das aus seinem frühe- 
ren Wagen (1971 Totalschaden) stammende Autotelefon 
eingebaut worden. Nach dem Einbau wurde durch die 
Deutsche Bundespost bei einer Prüfung festgestellt, daß 
das alte Autotelefon derart starke Schäden an den Anoden- 
platten hatte, daß ein Ersatz dieser Platten erforderlich 
wurde. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01. 


169 983,29 Erforschung der öffentlichen Meinung durch demoskopische 
Umfragen 

Um Kenntnis über Motive und den Entscheidungsprozeß 
der Wähler sowie einen Einblick in mögliche Veränderun- 
gen gegenüber den vorangegangenen Bundestagswahlen zu 
erhalten, war es notwendig, ein Meinungsforschungs- 
institut mit der Durchführung einer Wahlanalyse zu beauf- 
tragen. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 518 01, 526 02, 519 01 und 
712 02. 


70 000, — Förderung informationspolitischer Begegnungen 

Infolge vorzeitiger Auflösung des Deutschen Bundestages 
konnten nur sehr wenige Informationsveranstaltungen im 
Presse-Club durchgeführt werden. Infolge des Umsatzrück- 
ganges trat bei der Presseclub-Wirtschafts-GmbH trotz 
Ausschöpfung aller Rationalisierungsmaßnahmen (Personal- 
abbau etc.) ein Geschäftsverlust ein, zu dessen Ausgleich 
die Mehrausgabe erforderlich war. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 527 02. 
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An über- und 


Kap. j 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



1 I 2 I 3 I 4 


04 03 
711 01 


04 03 


apl. 
791 11 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


93 000,— 


54 983,32 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Eine Überprüfung der Stromversorgung des BPA durch die 
Stadt Bonn und die Bundesbaudirektion ergab, daß die 
Stromversorgungsanlagen unzureichend waren. Da 1972 — 
zum Teil außerplanmäßig — weitere Einrichtungen (z. B. das 
message-switching-system) in Betrieb genommen wurden, 
war ein Ausbau der Stromversorgungsanlage unabweisbar 
notwendig geworden. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 527 02 und 712 02. 


199 921,75 


Kosten der Einrichtung des Message-Switching-Systems 
(MSS) im Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 


Durch ständige Bemühungen gelang es dem Amt, die tech- 
nischen Vorbereitungen für die Einrichtung des MSS schnel- 
ler als erwartet voranzutreiben. Voraussetzung für die In- 
stallierung der zum Betrieb des MSS erforderlichen Geräte 
und Anlagen waren Bauarbeiten, die von der Bundesbau- 
direktion durchgeführt wurden, um eine rechtzeitige Inbe- 
triebnahme sicherzustellen. 


Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 712 02. 


05 01 30 000,— 

526 01 


05 01 45 000,— 

526 04 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

42 253,71 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die Mehrausgabe ist auf unvorhergesehene Prozeßkosten 
zurückzuführen. Sie war unabweisbar. 

Deckung gern. § 5 (3) HG 1972 ist vorher in Anspruch ge- 
nommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 05. 


4 216 01 Kosten für außeramtliche übersetzungs- und Dolmetscher- 
tätigkeit 

Zur Aufbereitung der Verhandlungsergebnisse mit der Volks- 
republik China und der Europäischen Gipfelkonferenz am 
19. und 20. Oktober 1972 in Paris war die Heranziehung 
freiberuflicher Dolmetscher und Übersetzer erforderlich. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick auf die 
politische Bedeutung der Arbeiten unabweisbar. 

Deckung gemäß § 5 (3) HG 1972 ist vorher in Anspruch ge- 
nommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 06. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

1 2 1 

3 1 

1 4 


05 01 


apl. 
526 07 


05 01 2 900 000 — 

532 01 


05 01 75 000,— 

539 99 


05 01 
711 01 


529 000,— 


05 02 
532 03 


640 000,— 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


34 074,90 


Kosten eines Verfahrens vor dem Int. Gerichtshof in Den 
Haag wegen der Erweiterung der isländischen Fischereizone 


Im Zusammenhang mit der Erweiterung der nationalen 
isländischen Fischereizone mußte der Internationale Ge- 
richtshof in Den Haag angerufen werden. Die Mehrausgabe 
war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 518 13. 


507 705,92 Entschädigungen und Frachtauslagen im Kurierverkehr 

Das Volumen der Kuriersendungen hat sowohl zahlenmäßig 
als auch gewichtsmäßig erheblich zugenommen. Die Mehr- 
ausgabe war unvorhergesehen und im Interesse der Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 12. 


4 877,02 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Mehrausgabe ist insbesondere auf Schadenersatzleistun- 
gen im Zusammenhang mit einem Kraftfahrzeugunfall zu- 
rückzuführen. Die unabweisbare Ausgabe war unvorher- 
gesehen. 

Deckung gemäß § 5 (3) HG 1972 ist vorher in Anspruch ge- 
nommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 03. 


122 216,45 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Die Mehrausgabe wurde durch zwangsläufige Änderungen 
bei mehreren kleineren Baumaßnahmen erforderlich, die sich 
erst nach dem Beginn der Maßnahmen ergeben haben. Sie 
war unvorhergesehen und zur Beendigung der Maßnahmen 
unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung 
angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 525 21. 


148 922,20 Außerordentliche Ausgaben des Auswärtigen Dienstes, die 
sich aus den Besonderheiten dieses Dienstzweiges ergeben 

Die veranschlagten Kosten konnten nur geschätzt werden. Im 
wesentlichen handelt es sich hier um Ausgaben, die dem 
Auswärtigen Amt aus der ihm obliegenden Repräsentation 
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An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1972 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


2 I 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

der Bundesregierung, durch repräsentative Aufwendungen 
bei zwischenstaatlichen Verhandlungen und durch Beschaf- 
fung von Ehrengeschenken erwachsen. 

Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe stand 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der in Bewegung ge- 
ratenen Politik zur Entspannung der Nachkriegssituation. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 531 05. 


05 02 
686 03 


16 600,— 


05 02 
686 08 


300 000,— 


05 02 
686 19 


1 700 000,— 


224,26 


Beitrag zu den Kosten des Ausschusses gemäß Artikel 8 des 
Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung 


Die Höhe des deutschen Beitrags konnte nur geschätzt wer- 
den. Die veranschlagten Mittel reichten nicht aus, um die 
Beitragsverpflichtung der Bundesrepublik zu erfüllen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 05. 


Beitrag an das Internationale Komitee vom Roten Kreuz in 
Genf 

Im Mai 1972 fand in Genf eine zweite Regierungssachver- 
ständigenkonferenz des IKRK zum Thema „Neubestätigung 
und Weiterentwicklung des in bewaffneten Konflikten an- 
wendbaren humanitären Völkerrechts" statt, an der die Bun- 
desrepublik aktiv beteiligt war. Das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz hat die Teilnehmerstaaten gebeten, die 
Kosten dieser Konferenz durch Sonderzahlungen zu decken. 
Der deutsche Beitrag war aus politischen Gründen erforder- 
lich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 05. 


121 788,22 


Beitrag an die Westeuropäische Union (WEU) 


Infolge eines im Juli 1972 notwendig gewordenen Nachtrags- 
haushalts der WEU reichten die veranschlagten Mittel zur 
Erfüllung der deutschen Beitragsverpflichtung nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 05. 


05 02 
686 25 


5 975,— 
(Ausgaberest) 


1 611,88 


Spende der Bundesrepublik Deutschland für das John F. 
Kennedy-Center for the performing arts in Washington 


Die Mehrausgabe entstand infolge unvorhergesehener 
Schwierigkeiten bei der Montage des Bronzereliefs für das 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit, 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

2 1 

3 1 

4 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

John F. Kennedy-Center in Washington. Zum ordnungsge- 
mäßen Abschluß des Vorhabens war die Ausgabe unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap, 05 02 Tit. 896 41. 


05 02 
686 72 


7 500 000 — 


194 106,— 


Beitrag des Bundes an den Europarat 


Die Höhe des Beitrags konnte bei der Veranschlagung nur 
geschätzt werden. Die Mehrausgabe war zur Erfüllung der 
deutschen Beitragsverpflichtung erforderlich. Da es sich um 
eine internationale Rechtsverpflichtung handelt, war sie un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 05. 


05 03 
686 02 


1 500 000,— 


274 520,65 


Amtliche Ausgaben bei den Wahlkonsulaten nach § 4 Abs. 2 
bis 4 der Verordnung über die Rechtsverhältnisse der Wahl- 
konsuln vom 8. Juli 1937 (Reichsgesetzblatt I S. 764) sowie 
Vergütungen 

Die Mehrausgabe ist auf notwendige Erhöhungen der Auf- 
wandsentschädigungen für Wahlkonsuln zurückzuführen. Die 
Wahlkonsuln waren teilweise nicht mehr in der Lage, den 
durch die Wahrnehmung der Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland entstehenden und inzwischen gestiegenen Ver- 
waltungsaufwand selber aufzufangen und aus eigenen Mit- 
teln zu bezahlen. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap, 05 03 Tit. 532 01 und Tit. 686 01. 


05 03 


apl. 
739 51 


16 650,61 


Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft, eines Dienst- 
wohngebäudes für den Botschafter und von Dienstwohnun- 
gen in Nouakchott 


I Im Haushaltsjahr 1971 wurde eine üpl. Ausgabe bis zur Höhe 
I von 250 000 DM bereitgestellt. Infolge des schleppenden Bau- 
; fortschritts konnten bis Ende 1971 nur 117 821,33 DM in An- 
spruch genommen werden. Da für 1972 keine Haushaltsmittel 
1 vorgesehen waren, mußte zur Zahlung einer weiteren Bau- 
I mittelrate eine außerplanmäßige Ausgabe erfolgen. 


Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 739 98. 


05 03 


27 560,65 


Neubaumaßnahmen in Kigali 


apl. 
739 57 


Von der Einwilligung zur Leistung einer außerplanmäßigen 
Haushaltsausgabe im Haushaltsjahr 1971 bis zur Höhe von 
128 000 DM konnten infolge nicht vorherzusehender Schwie- 
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An über- und 



Haushalts- 

außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1972 

gabemittein sind 

Zweckbestimmung und Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 

i ' 



1 I 2 I 3 I 4 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

rigkeiten nur 93 040,61 DM in Anspruch genommen werden. 
Da die Abschlußarbeiten im Haushaltsjahr 1971 nicht abge- 
wickelt werden konnten, mußten die Ausgaben für die Rest- 
zahlungen im Haushaltsjahr 1972 außerplanmäßig geleistet 
werden. Diese Verzögerung war nicht vorhergesehen. 

Die Ausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 739 98. 


05 03 
812 02 


1 040 000,— 


47 113,59 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen für die Empfangsräume in den Dienst- und Miet- 
wohnungen der Botschafter, Gesandten, Ständigen Geschäfts- 
träger, Leiter von Handelsvertretungen sowie Generalkon- 
suln, denen amtliche Empfangsräume zuerkannt worden sind, 
einschließlich Transportkosten 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß sich die 
Ausgaben für den Transport der Ausstattungsgegenstände 
für die neu errichteten Residenzen in Kabul und Islamabad 
durch unvorhersehbare Umstände erhöht haben. Die Mehr- 
ausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung 
angerechnet wird. 


Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 812 04. 


05 03 
820 01 


1 600 000,— 


10 967 997,96 


Erwerb von bebauten Grundstücken für die räumliche Unter- 
bringung der Vertretungen des Bundes im Ausland und für 
die Beschaffung von Dienstwohnungen für Botschafter, Ge- 
sandte und Ständige Geschäftsträger, soweit nicht unter 
Titel 820 75 und folgende besonders veranschlagt 


Die Mehrausgabe ist darauf zurüdczuführen, daß der Kauf- 
preis für den Erwerb des Grundstücks „Villa Blanc" für die 
Deutsche Botschaft (Quirinal) in Rom im Haushaltsjahr 1972 
in voller Höhe geleistet werden mußte, da andernfalls der 
Kauf nicht zustande gekommen wäre. Die Mehrausgabe war 
unabweisbar und unvorhergesehen. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 422 01, 425 01 und 518 01. 


05 11 
821 01 


24 000,— 


22 876,— 


Erwerb von Wohnungseigentum für die Unterbringung der 
Kommission für Alte Geschichte und Epigraphik in München, 
Amalienstraße 73 


In Abschnitt III Ziff. 1 des Kaufvertrages vom 14. Februar 
1969 zum Erwerb von Wohnungseigentum für die Unterbrin- 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

gung der Kommission für Alte Geschichte und Epigraphik in 
München, Amalienstraße 73, wurde der Berechnung des 
Kaufpreises eine Nutzfläche von 430 qm zugrunde gelegt und 
vereinbart, daß die endgültige Festlegung der Nutzfläche 
nach Abschluß der Bauausführung vor Übergabe der Räume 
nach Aufmaß aufgrund der tatsächlichen Verhältnisse erfolgt. 
Ergibt das Aufmaß eine Änderung der bisher ermittelten 
Fläche, so ändern sich die Gesamtkosten im gleichen Ver- 
hältnis, wobei der Flächenausgleich mit 1 400 DM pro qm 
berechnet wird. Weiter wurde vertraglich vereinbart, daß 
der Verkäufer berechtigt ist, nach Abschluß des Vertrags 
bis zur Bezugsfertigstellung u. a. eintretende Lohnerhöhun- 
gen zusätzlich zu dem festgelegten Gesamtkaufpreis in Rech- 
nung zu stellen. 

Statt der angenommenen 430 qm ergab sich eine tatsächliche 
Nutzfläche von 446,9 qm. Die Mehrfläche von 16,9 qm führte 
zu einer Nadifordcrung von 23 660 DM. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aufgrund der 
vertraglichen Vereinbarungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 11 Tit. 681 02. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 
522 01 


6 000 ,— 


3 899,17 


V erbrauchsmittel 


Unabweisbarer Mehrbedarf an Verbrauchsmitteln für den 
ärztlichen und sozialen Dienst der obersten Bundesbehörden 
(Röntgenfilme, Labormaterial, Arzneimittel pp.). 


Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 451 02. 


06 01 
526 01 


21 000 ,— 


14 437,15 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Vertretungskosten der Bundesrepublik in den Normenkon- 
trollverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht in Sachen 

a) Hess. Gesetz über die Amtsbezüge der Richter und 
Staatsanwälte vom 4. März 1970 und 

b) dem 1. Hess. Besoldungsanpassungsgesetz. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 421 01. 


06 01 
526 05 


188 000,— 


93 177,11 


Kosten der Kommission für die Neugliederung des Bundes- 
gebietes 


Unabweisbare Mehrkosten, insbesondere für den Druck des 
Gutachtens der Sachverständigenkommission für die Neu- 
gliederung des Bundesgebietes. 


Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 531 01, 532 02 und 451 02. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 
526 08 


850 000,— 


13 382,72 


Kosten der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstes 


Kosten einer zusätzlichen funktionsanalytischen Untersu- 
chung zur Unterstützung der Arbeit der auf Ersuchen des 
Deutschen Bundestages gebildeten Studienkommission für 
die Reform des öffentlichen Dienstrechtes. 


Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 451 02, 


06 01 
811 01 


146 400,— 


7 684,07 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Ersatzbeschaffung eines durch Verkehrsunfall total beschä- 
digten Dienstkraftwagens. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 812 01. 


06 02 
532 02 


4 500,— 


138 521,68 


Kosten für Veranstaltungen der Bundesregierung aus be- 
sonderen Anlässen 


Die Mehrausgabe entstand anläßlich der Staatsbegräbnisse 
für den Altbundespräsidenten Lübke und den Bundesmini- 
ster a. D. Blank. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09, 


06 02 


apl. 
532 86 


36 862,37 


Umweltministerkonferenz 


Aufgrund der Ergebnisse der Umweltkonferenz der Ver- 
einten Nationen in Stockholm im Juni 1972 ergab sich die 
politische Notwendigkeit, diese Ergebnisse für den Bereich 
der Europäischen Gemeinschaften (bereits mit den Mit- 
gliedern der erweiterten Gemeinschaft) zu erörtern und die 
Ziele weiterer Aktivitäten festzulegen. 

Da die Bundesregierung ein besonderes Interesse an der 
Erarbeitung der künftigen Ziele hat, wurde eine Konferenz 
der Umweltminister der Mitgliedstaaten der erweiterten 
EG nach Abstimmung mit den entsprechenden Regierungen 
für den 30./31. Oktober 1972 nach Bonn einberufen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. Eine Terminierung der 
Umweltministerkonferenz der EG zu einem späteren Zeit- 
punkt konnte aus politischen Gründen und im Interesse des 
weiteren einheitlichen Vorgehens im Bereich der EG auf 
dem Umweltgebiet nicht erreicht werden, so daß die ent- 
sprechenden Ausgaben für das Haushaltsjahr 1972 unab- 
weisbar waren. 


Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 685 81, 


06 02 
632 01 


12 100 000 ,— 


4 646 134,36 


Kosten der Bundestagswahlen 


Der Bund ist verpflichtet, den Ländern die entstandenen 
Kosten der Bundestagswahlen zu erstatten. Die Mehraus- 
gaben waren erforderlich, um den Ländern angemessene 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern - — 

I Abschläge auf die entstandenen Kosten gewähren zu kön- 
nen. Die endgültige Abrechnung erfolgt im Haushaltsjahr 
1973. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 


06 02 
642 01 


23 000,— 


49 984,14 


Kennzeichnung der Bundesaußengrenze 


Die Länder Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg 
haben Ende November 1972 Erstattungen für Grenzwieder- 
herstellungsarbeiten bzw. Vermarkungsarbeiten unter An- 
rechnung der bisher geleisteten Abschlagszahlung in Höhe 
von weiteren 49 984,14 DM angefordert. Die Mehrausgabe 
war unabweisbar, weil es Aufgabe des Bundes ist, die Bun- 
desaußengrenze an allen in Betracht kommenden Stellen zu 
markieren. Sie war unvorhergesehen, weil der Umfang der 
notwendigen Arbeiten und die Kosten bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1972 nicht annähernd geschätzt wer- 
den konnten. 


Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 526 04. 


06 02 


apl. 
686 82 


100 000 ,— 


Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Umweltfonds 
der Vereinten Nationen 


Auf der Umweltkonferenz der Vereinten Nationen in Stock- 
holm im Juni 1972 wurde die Schaffung zentraler Einrich- 
tungen der VN zur Planung und Koordinierung weltweiter 
Umweltaktionen beschlossen. Zur Finanzierung dieser Ein- 
richtungen hat die deutsche Delegation in Stockholm einen 
einmaligen Beitrag in Höhe von 100 000 DM zahlbar in 1972 
zugesagt. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. Da unmittelbar nach 
der Umweltkonferenz mit den Vorbereitungsarbeiten für 
die beschlossenen Einrichtungen begonnen wurde, war die 
Zusage der finanziellen Beteiligung der Bundesrepublik 
für das Jahr 1972 und somit die Leistung entsprechender 
Ausgaben im Haushaltsjahr 1972 unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 685 82. 


06 02 
893 04 


750 000,— 


I 


50 000,— 


Zuschuß für den Erweiterungsbau Süd (Verwaltungsneubau) 
der Deutschen Bibliothek, Restbetrag 


Die Mehrausgabe wurde durch einen Nachtrag zum Bauvor- 
haben „Erweiterungsbau Süd" der Deutschen Bibliothek 
erforderlich. Sie war unvorhergesehen, da der Nachtrag erst 
im Haushaltsjahr 1972 aufgestellt werden konnte, und un- 
abweisbar, weil das Bauvorhaben sonst nicht hätte abge- 

! schlossen werden können. 

1 

j Einsparung Kap. 06 08 Tit. 425 21 . 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/623 


Kap. 

Haushalts- 

An über- und 
außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 


DM 

DM 

1 

I 2 

1 3 1 


Zweckbestimmung und Begründung 


06 08 


apl. 
526 03 


06 08 


apl. 
686 01 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

5 068,73 Kosten für Mitglieder in Fachbeiräten und ähnlichen Aus- 
schüssen 

1 Der gemäß § 21 Abs. 1 des Hochschulstatistikgesetzes vom 
j 31. August 1971 (BGBl. I S. 1473) zu bildende Ausschuß hat 
sich am 14. Dezember 1972 konstituiert und eine Geschäfts- 
ordnung gegeben. Nach § 6 der Geschäftsordnung bildet der 
I Ausschuß Unterausschüsse, die auch Sachverständige hin- 
zuziehen können. 

i Die Ausgaben für die Abfindung der Ausschußmitglieder 
i und der heranzuziehenden Sachverständigen war unvor- 
hergesehen und auf Grund des Hochschulgesetzes unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 671 02. 


1 601,75 


Zuschuß an die internationale Vereinigung zur Erforschung 
des Volkseinkommens in New-Haven 


Die „International Association for Research in Income and 
Wealth (lARIW)" befaßt sich mit der Definition und der 
I Messung des Volkseinkommens und -Vermögens sowie sei- 
j ner Verteilung, mit der Anwendung volkswirtschaftlicher 
I Gesamtrechnungen für gesamtwirtschaftliche Vorausschät- 
! Zungen, mit internationalen Vergleichen von Aggregaten 
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen und Vermögens- 
I rechnungen sowie mit den damit zusammenhängenden Pro- 
! blemen der statistischen Methodologie. Die wissenschaftli- 
chen Studien der lARIW werden regelmäßig in der Viertel- 
jahresschrift dieser Vereinigung „The Review of Income and 
Wealth" veröffentlicht. Diese Studien sind von großer Be- 
deutung für die Weiterentwicklung des Systems volkswirt- 
schaftlicher Gesamtrechnungen in der Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere im Hinblick auf die Anwendung 
des internationalen Standardsystems der Vereinten Nati- 
onen (SNA) und des daraus abgeleiteten Europäischen Sy- 
stems volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) der 
Europäischen Gemeinschaften. Die Vereinigung ist bisher 
durch Beiträge ihrer Mitglieder, Einnahmen aus Veröffent- 
lichungen und einem Zuschuß des Yale Economic Growth 
Center finanziert worden. Nachdem der Zuschuß des Yale 
Economic Growth Center im Jahre 1971 abgelaufen ist, hat 
die Vereinigung die nationalen Statistischen Zentralämter 
um Zuschüsse gebeten. Hierzu haben sich bereits Belgien, 
Brasilien, Großbritannien, Iran, Irland, Israel, Italien, Ja- 
pan, Kanada, Norwegen, Spanien, Schweden, die USA und 
Venezuela bereit erklärt. 


Mit Rücksicht darauf, daß das Statistische Bundesamt be- 
reits seit langem ohne besondere Gegenleistung erheblichen 
Nutzen aus der Tätigkeit der Vereinigung gezogen hat, und 
daß auch die obengenannten Länder sich zur Zuschußgewäh- 
rung bereit erklärt haben, konnte sich die Bundesrepublik 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Deutschland der Leistung des erbetenen Zuschusses nicht 
entziehen. 

Die Ausgabe war daher unabweisbar. Sie war unvorherge- 
sehen, da die Vereinigung den Zuschuß erst Anfang 1972 
erbeten hat. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 671 02. 


06 08 
811 01 


9 687,— 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der Allgemeinzustand eines Dienstkraftwagens des Stati- 
stischen Bundesamtes hatte sich inzwischen so verschlech- 
tert, daß seine Verkehrssicherheit beeinträchtigt war. Die 
Instandsetzung des Kraftfahrzeuges war nach dem Gut- 
achten des Sachverständigen für das Kraftfahrwesen bei der 
Oberfinanzdirektion unwirtschaftlich, weil die Reparatur- 
kosten das Mehrfache des Restwertes des Fahrzeuges be- 
tragen hätten. 

Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes war die Ersatz- 
beschaffung für den Dienstkraftwagen unabweisbar. Die 
Ersatzbeschaffung war ursprünglich für das Haushaltsjahr 
1973 vorgesehen. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 671 02. 


06 10 
511 01 


170 000,— 


41 859,65 


Geschäftsbedarf 


Die Mehrausgabe beruht auf dem zwangsläufig erhöhten 
Verbrauch an Büromaterial, der durch die Auswertungs- 
arbeiten im Rahmen der Baader-Meinhof-Fahndung entstan- 
den ist. Sie war unvorhergesehen, da im vorhinein mit der 
Notwendigkeit von Fahndungen dieser Größenordnung nicht 
gerechnet werden konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 422 01 und Kap. 06 40 Tit. 
681 09. 


06 10 
51401 


300 000,— 


35 100,— 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Infolge der Verschärfung der Sicherheitslage in der BRD 
war zum Zwecke der Intensivierung des Schutz- und Begleit- 
dienstes bei der Abt. Sicherungs gruppe des BKA sowie von 
Observationsaufgaben die Verstärkung des Kfz. -Parks er- 
forderlich. Die zusätzlichen Fahrzeuge führten zu Mehraus- 
gaben bei den Betriebskosten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil nur durch Einsatz 
weiterer Pkws die zusätzlichen Aufgaben wahrgenommen 
werden konnten. Sie war unvorhergesehen, da zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 mit der Not- 
wendigkeit nicht gerechnet werden konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 10 
515 04 


9 000 — 


I 


166 1^9,35 j Waffen und Schießgerät 

' Aus Anlaß der Attentatsdrohungen im Jahre 1972, nicht zu- 
letzt gegen das BKA, hatte es sich als erforderlich erwiesen, 
die Vollzugsheamten und sonstige Bedienstete des BKA 
mit einer Waffe auszustatten. Die vorherige Bewaffnung nur 
eines kleinen Kreises von Bediensteten wurde der Sicher- 
heitslage nicht gerecht. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da alles getan werden 
mußte, um der Verschärfung der Sicherheitslage entgegen- 
zuwirken. Sie war unvorhergesehen, da zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 mit dieser Ent- 
wicklung nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


06 10 
515 05 


750 000,— 


479 768,88 


Kriminaltechnisches, erkennungsdienstliches und Nachrichten- 
gerät 


Die zunehmende Bandenkriminalität in der BRD machte es 
erforderlich, daß kurzfristig zur Bekämpfung dieser Krimi- 
nalitätsform ein besonderes Referat geschaffen wurde, das 
mit hochspezialisiertem Gerät auszustatten war. Außerdem 
war infolge der zunehmenden Verschlechterung der Sicher- 
heitslage der Schutz- und Begleitdienst sowie die Observa- 
tionstätigkeit bei der Abt. Sicherungsgruppe des BKA zu 
intensivieren und technisch den neuesten Erfordernissen an- 
zupassen. 

Die für diese Maßnahmen erforderliche Mehrausgabe war un- 
abweisbar, da nur auf diesem Wege der Kriminalitätsent- 
wicklung begegnet werden kann. Sie war unvorhergesehen, 
da naturgemäß vorher nicht mit der Notwendigkeit der- 
artiger Maßnahmen gerechnet werden kann. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


06 10 
516 01 


78 000,— 


4 913,41 


Dienst- und Schutzkleidung, persönliche Ausrüstungsgegen- 
stände 


Infolge der Verschärfung der Sicherheitslage in der BRD nach 
dem Terrorakt während der Olympischen Spiele in München 
war der Schutz- und Begleitdienst bei der Abt. Sicherungs- 
gruppe zu intensivieren und verstärkt mit Schutzwesten usw. 
auszustatten. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, um 
dem Sicherheitsbedürfnis der für den Schutz- und Begleit- 
dienst eingesetzten Beamten zu entsprechen. Sie war unvor- 
hergesehen, da mit der Notwendigkeit der verstärkten Siche- 
rungsmaßnahmen nicht gerechnet werden konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 
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06 10 I 560 000, — 85 203,81 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


51701 


06 10 158 000, — 

518 02 


06 10 100 000,— 
522 01 


06 10 584 000,— 

527 01 


Die Intensivierung der Verbrechensbekämpfung, die Bildung 
von Sonderkommissionen (z. B. Baader-Meinhof), die stän- 
dige Personalvermehrung, die Unterbringung von Lehrgangs- 
teilnehmern für Observationslehrgänge u. a. sowie die Ko- 
stenerhöhung für die Gebäudereinigung führten zu Mehraus- 
gaben bei den Bewirtschaftungskosten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Wahrnehmung 
der zusätzlichen Aufgaben durch das BKA sich zwangsläufig 
auch bei den Bewirtschaftungskosten auswirkten. Sie war un- 
vorhergesehen, da zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1972 mit einer derartigen Entwicklung 
nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


73 978,41 Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

Die verstärkte Ermittlungstätigkeit des BKA, insbesondere 
aus Anlaß der Baader-Meinhof-Fahndung, machte die Anmie- 
tung von Kraftfahrzeugen und Fotokopierautomaten erfor- 
derlich. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da ohne diese Maßnah- 
men keine Ermittlungs- und Auswertungstätigkeit möglich 
gewesen wäre. Sie war unvorhergesehen, da zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 mit der 
Notwendigkeit dieser Maßnahmen nicht gerechnet werden 
konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


70 000, — Verbrauchsmittel 

Die erweiterte Ausstattung der Bediensteten des BKA mit 
Waffen (siehe auch Titel 515 04) machte eine Intensivierung 
der Schießausbildung erforderlich. Die dadurch entstandene 
Mehrausgabe für Munition war unabweisbar, da die ständig 
mit Waffen ausgerüsteten Bediensteten im Umgang mit die- 
sen Waffen ständig geschult werden mußten. Sie war unvor- 
hergesehen, da mit der Notwendigkeit der umfangreicheren 
Bewaffnung zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1972 nicht gerechnet werden konnte. 

I Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


20 000, — I Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

! Die terroristischen Aktivitäten in- und ausländischer Unter- 
! grundorganisationen im Bundesgebiet und die dadurch ent- 
! standene Verschärfung der Sicherheitslage machten es erfor- 
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06 10 70 000 — 

532 02 


06 10 2 084 000 — 

532 03 


06 10 100 000 — 
539 99 


derlich, daß der Schutz- und Begleitdienst durch die Abt. 
Sicherungsgruppe erheblich intensiviert und auch auf Ange- 
hörige gefährdeter Persönlichkeiten ausgedehnt wurde. Der 
erhöhte Einsatz verursachte Mehrausgaben bei den Inlands- 
reisekostenvergütungen. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. Sie war unvor- 
hergesehen, da mit der Notwendigkeit der Maßnahmen zum 
Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 
nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 529 01 und Kap. 06 40 Tit. 
681 09. 


12 027,10 I Besondere Fahndungskosten 

Zur Intensivierung der Zusammenarbeit mit der türkischen 
Polizei auf dem Rauschgiftsektor ist ein Bediensteter des 
BKA seit April 1972 in die Türkei entsandt worden. Wie sich 
nachträglich herausstellte, war Voraussetzung für dieses Vor- 
haben, daß dem Beamten in ausreichender Höhe Sondermittel 
u. a. für Probeankäufe von Haschisch zur Verfügung standen. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
nur so die Aussicht bestand, daß eine wirksame Tätigkeit 
zu erreichen sein würde. Sie war unvorhergesehen, da mit 
der Notwendigkeit derartiger Mittel nicht oder nicht in die- 
sem Umfang gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 

786 725, — Kosten für Erstellung und Versand der Fahndungsmittel 

Infolge von Preiserhöhungen durch die Bundesdruckerei 
einerseits und die im Rahmen der Baader-Meinhof-Fahndung 
notwendig gewordenen Plakatierungen und Sonderdrucke 
andererseits ist ein Mehrbedarf bei den Ausgaben für die 
Fahndungshilfsmittel entstanden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da im Interesse der 
bundesweiten Fahndungsmaßnahmen die Herausgabe der 
Fahndungshilfsmittel nicht eingeschränkt werden konnte und 
Plakatierungen usw. als flankierende Maßnahmen unver- 
meidbar waren. Sie war unvorhergesehen, da weder mit der 
Preiserhöhung noch mit der Notwendigkeit der Maßnahmen 
zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1972 gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 531 01 und Tit. 518 32. 

80 097,38 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Auf Grund der nachträglichen Bewilligung von 291 Stellen 
ab 1. Juli 1972 mußten die Personalwerbemaßnahmen (Aus- 
schreibungen, Vorstellungen u. a.) erheblich intensiviert 
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1 I 2 I 3 I 4 
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06 10 231 200 — 

811 01 


06 19 2 000 — 

526 01 


06 19 1 700 000 — 

525 51 


werden. Außerdem sind Mehrausgaben für Schadenersatz- 
leistungen aus Anlaß von Kfz-Unfällen entstanden, die 
durch die veranschlagten Mittel nicht gedeckt waren. Die 
Mehrausgabe war unabweisbar, da die zusätzlichen Stel- 
len so schnell wie möglich besetzt werden mußten und aus 
Anlaß der Kfz-Unfälle Rechtsansprüche zu befriedigen wa- 
ren. Sie war unvorhergesehen, da mit den kostenverursa- 
chenden Ereignissen zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1972 nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 422 01. 


607 129,32 I Erwerb von Dienstfahrzeugen 

I Die zunehmende Bandenkriminalität in der BRD machte es 
erforderlich, daß kurzfristig zur Bekämpfung dieser Krimi- 
nalitätsform ein besonderes Referat beim BKA geschaffen 
wurde, das mit besonders ausgerüsteten Kraftfahrzeugen 
ausgestattet werden mußte. Außerdem war im Rahmen der 
Intensivierung des Schutz- und Begleitdienstes bei der Abtl. 
Sicherungsgruppe nach den Terroranschlägen anläßlich der 
Olympischen Spiele die Beschaffung zusätzlicher Kraftfahr- 
I zeuge erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die beschafften Kraft- 
fahrzeuge die unabdingbare Voraussetzung für die Durch- 
führung der erforderlichen Maßnahmen waren. Sie war un- 
vorhergesehen, da mit der Notwendigkeit der Verstärkung 
des Kfz-Parks des BKA in diesem Umfang zum Zeitpunkt 
, der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 nicht gerech- 
; net werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


5 957,02 Gerichts- und ähnliche Kosten 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Anzahl der 
Rechtsstreitigkeiten und die Höhe der Kosten im voraus 
nicht bestimmt werden konnten. Sie war unabweisbar, weil 
die Zahlung der in anhängigen Verfahren entstandenen Ko- 
sten auf Rechtsverpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 521 01. 


175 112,14 Ausbildung und Fortbildung 

Bei der Berechnung des Ansatzes im Bundeshaushaltsplan 
1972 wurde davon ausgegangen, daß ein Lehrgangsteilneh- 
mer je Woche in beiden Schulen ca. 274 DM kostet. Im 
I Haushaltsjahr 1972 haben sich die Kosten je Lehrgangsteil- 
nehmer pro Woche um ca. 59 DM auf 333 DM erhöht. Dies 
; ergibt bei rd. 6 000 Lehrgangsteilnehmern auf Ein-Wochen- 
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Tit. 1 

1972 
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1 

1 2 1 

1 3 

1 4 


06 25 
51801 


06 25 
522 01 


06 25 
527 02 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


426 000,— 


basis einen Bedarf von rd. 355 000 DM. Im Rahmen der 
gegenseitigen Deckungsfähigkeit sind aus dem Kap. 06 19 
Tit 525 01 und 525 31 Mittel in Höhe von 199 770 DM zur 
Verstärkung des Tit. 525 51 verwendet worden. 

Die Erhöhung der Kosten ist im wesentlichen auf Steigerun- 
gen bei Reisekosten, Verdienstausfällen und Verpflegung 
zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1972 nicht erkennbar war, 
daß aufgrund der tatsächlichen Entwicklung die Kosten für 
einen Lehrgangsteilnehmer je Woche von etwa 275 DM um 
59 DM auf etwa 333 DM steigen würden. Sie war unabweis- 
bar, weil bei Absetzung der noch bis Jahresende vorgesehe- 
nen Lehrgänge im Aufbau des Katastrophenschutzes eine 
Verzögerung eingetreten wäre und die Kapazität der KatS- 
Schule bei Fortbestehen der laufenden Kosten ungenutzt 
geblieben wäre. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 518 32 und 532 31. 


I 


46 708,43 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe war zur Anmietung von Räumen für die 
Schule des Grenzschutzeinzeldienstes unvorhergesehen und 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 853 01. 


341 097,32 


Einsatzverpflegung 


Die Ausgabe ist darauf zurückzuführen, daß der BGS zur 
Sicherung der öffentlichen Ordnung auf den Flughäfen der 
Bundesrepublik Deutschland eingesetzt werden mußte. Sie 
war unvorhergesehen, da mit einer derartigen Verschärfung 
der Sicherheitslage nicht gerechnet werden konnte. Sie war 
unabweisbar, um die Sicherheit auf den Flughäfen aufrecht- 
zuerhalten. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 853 01 und Tit. 863 02. 


3 300,— 


25 002,70 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Der Mehrbedarf ist infolge dienstlicher Verwendung von 
Polizeivollzugsbeamten des BGS für Sicherungsaufgaben im 
Luftverkehr entstanden. Die Mehrausgabe war unvorherge- 
sehen, da mit einer derartigen Verschärfung der Sicherheits- 
lage nicht gerechnet werden konnte. Sie war unabweisbar, 
um die Sicherheit aufrechtzuerhalten. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 539 97. 
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06 25 
811 05 


2 500 000,— 


5 975 113,38 


Erwerb von Luftfahrzeugen im Inland 


Im Zusammenhang mit der Aufstellung einer Spezialeinheit 
zur Erhöhung der inneren Sicherheit wurden zusätzliche Luft- 
fahrzeuge benötigt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da mit einer der- 
artigen Verschärfung der Sicherheitslage nicht gerechnet 
werden konnte. Sie war zur Abwehr drohender Gefahren 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 712 01, 712 02, 811 04, 812 09, 
812 08, 812 07, 811 45, 522 02, 811 44, 453 71, 513 01 und 519 09. 


06 25 820 000,— 

522 22 


06 33 41 000,— 

513 01 


176 826,37 


Sanitäts verbrauchsmaterial 


Die Mehrausgabe beruht auf erhöhten Ausgaben für Sani- 
tätsverbrauchsmaterial im Rahmen der Heilfürsorge im BGS. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 527 31. 


3 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren 


Mehraufwendungen durch Bezug neuer Diensträume, Ge- 
bührenerhöhungen und Sonderaktionen in München und 
Berlin. 


Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 515 01. 


06 33 
526 01 


35 000,— 


37 646,48 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Durch eine grundlegende Änderung der Rechtsprechung 
„Republikflucht als Nachfolgegrund“ nach dem oberstgericht- 
lichen Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. Okto- 
ber 1972 war das Bundesamt für die Anerkennung auslän- 
discher Flüchtlinge in zahlreichen bereits anhängigen Pro- 
zessen unterlegen und mußte durch außergerichtliche Haupt- 
sachenerledigung die Kosten tragen. Darüber hinaus hat sich 
die Anzahl der 1972 anfallenden neuen Prozesse gegenüber 
den Vorjahren vervielfacht. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war un- 
abweisbar, da sie auf Rechtsverpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 515 01 und Kap. 06 08 
Tit. 531 31. 


06 33 


12 000 ,— 


22 666,12 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


527 01 


Der Mehrbedarf beruht darauf, daß Vorprüfung und Aner- 
kennungsausschüsse 1972 anläßlich von zwei Sonderaktionen 
in München und Berlin tagen mußten. 


20 


Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 451 01, 453 01, 527 02, 539 99, 
519 01, 516 01, 512 01 und 531 31. 




06 33 

apl. 
811 01 


06 34 

apl. 
539 01 


06 40 ■ 4 000 000 — 

653 01 


06 40 7 700 000 — 

681 07 

06 40 1 500 000 — 

681 10 


10 276,66 Erwerb von Dienstkraftfahrzeugen 

Die Mehrausgabe wurde wegen der Ersatzbeschaffung eines 
nicht mehr verkehrssicheren Dienstkraftfahrzeugs erforder- 
lich. 

I Einsparung bei Kap. 06 12 Tit. 526 01. 

62 501,43 Kosten für die Übernahme der Bibliothek des Instituts zur 
Erforschung der UdSSR 

Durch Schenkungsvertrag vom 28. November 1972 zwischen 
Radio Liberty Committee New York — als Eigentümer der 
vormaligen Bibliothek des Instituts zur Erforschung der 
UdSSR in München — und der Bundesrepublik Deutschland 
wurde das Eigentum an den gesamten Buch- und Zeitschrif- 
tenbeständen auf die BRD übertragen und der Bibliothek des 
Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale 
Studien in Köln angeschlossen. 

Es entstanden Kosten für den Transport der Bibliothek von 
München nach Köln sowie anteilige Mietkosten in München. 
Die Annahme des Schenkungsangebots war unvorhergesehen. 

Die Ausgabe war wegen der Dringlichkeit der Räumung des 
Gebäudes in München unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 684 05. 

1 684 081,57 Entschädigung an Kriegsgefangene 

Unter den im Bundesgebiet eintreffenden Aussiedlern aus 
den deutschen Ostgebieten und den ost- und südosteuro- 
päischen Staaten befinden sich in erheblichem Umfange 
Deutsche, die als anspruchsberechtigte Personen nach dem 
KgfEG gelten und Anspruch auf Entschädigung haben. Der 
Zustrom dieser Personen war unvorhergesehen. 

Da auf die Leistungen ein Rechtsanspruch besteht, war die 
Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


210 716,90 Beihilfen zum Lebensunterhalt an Deutsche aus der DDR 
mit Ostberlin 


469 850, — Besondere laufende Beihilfen an Deutsche aus der DDR mit 

Ostberlin 

Begründung für die Mehrausgaben bei Kap. 06 40 Tit. 681 07 
und Tit. 681 10: 

I Auf Grund der fortschreitenden Schadensfeststellung nach 
I dem Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz (BFG) hat 
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die Zahl der Empfänger von Beihilfen zum Lebensunterhalt 
und der besonderen laufenden Beihilfe unvorhergesehen zu- 
genommen. 

Gleichzeitig wirkte sich die Leistungsverbesserung nach dem 
4. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz ab 1. Januar 1972 und 
die Möglichkeit der Gewährung eines Sozialzuschlages für 
Berechtigte aus. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 09. 


07 01 
514 01 


07 01 
526 01 


07 01 
526 02 


68 900,— 


20 000,— 


21 000 ,— 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


11 055,33 Haltung von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe beruht in Höhe von rd. 8 500 DM auf den 

Kosten eines Unfalls. Ersatzansprüche gegen einen Dritten 

bzw. den Fahrer des Wagens bestehen nicht. 

Weitere Mehraufwendungen entstanden dadurch, daß 

a) der Ministerwagen aus Sicherheitsgründen ständig von 
einem mit Sicherheitsbeamten besetzten Wagen begleitet 
werden mußte und 

b) der Dienstkraftwagen des Ministers erheblich mehr als 
früher in Anspruch genommen werden mußte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und für die Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 518 02. 


6 416,97 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die Mehrausgabe ist durch die Beauftragung eines Rechts- 
anwalts mit der Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
in der mündlichen Verhandlung in dem ersten Verfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht wegen verfassungsrechtlicher 
Prüfung des Numerus clausus entstanden. Sie war unvorher- 
gesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 518 02. 


5 006,32 


Kosten für Sachverständige 


Im Zusammenhang mit der Vorbereitung der mündlichen Ver- 
handlungen der Numerus-clausus-Verfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht war es zur Unterstützung des Standpunk- 
tes des Bundesministeriums der Justiz erforderlich, ein 
Rechtsgutachten zu Artikel 5 Abs. 3 GG über den Inhalt und 
die Grenzen der Wissenschafts- und Lehrfreiheit einzuholen. 


22 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/623 







Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1972 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 1 

gabemittein sind 
zugewiesen ' 

DM 

Zweckbestimmung und Begründung 


1 1 

2 ! 

1 3 1 

1 4 



noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

Die Mehrausgabe ist auf die dadurch entstandenen Kosten 
zurückzuführen. Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 03. 


07 01 

apl. 
526 67 


1 256,40 


Kosten der Vorbereitung der Reform des Rechts 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 


Im Hinblick auf die verbraucherpolitischen Initiativen aus 
dem Bereich der Länder und aus der Mitte des Bundestages 
(Drucksache VI/3457 S. 2) sowie auf Grund der Erklärungen 
der Bundesregierung (Drucksachen VI/2724, VI/3457) war 
es unabweisbar, die erst für 1973 vorgesehene Arbeitsgruppe 
für die Verbreitung gesetzgeberischer Maßnahmen für den 
verbesserten Schutz des Verbrauchers im Rahmen allgemei- 
ner Geschäftsbedingungen bereits 1972 einzuberufen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 03. 


07 01 


apl. 
532 04 


44 652,49 


Kosten der Diplomatischen Konferenz über ein Übereinkom- 
men zu einem europäischen Patenterteilungsverfahren 


Die Regierungskonferenz über die Einführung eines europä- 
ischen Patenterteilungsverfahrens hatte auf ihrer Sitzung im 
Juni 1972 nach der Entscheidung über den Sitz des Europä- 
ischen Patentamts und nach der von der deutschen Seite aus- 
gesprochenen Einladung zur Diplomatischen Konferenz in 
München 1973 die Erwartung geäußert, daß die für die Vor- 
bereitung der Konferenz notwendigen Arbeitsunterlagen den 
Regierungen der beteiligten Staaten noch 1972 übermittelt 
werden. Es war deshalb unabweisbar, den Druck der Doku- 
mente durchzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 07 10 Tit. 511 01. 


07 04 


apl. 
711 01 


13 500,— 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Aus Anlaß des Bombenanschlages auf Bundesrichter Budden- 
berg war es erforderlich, für einen besonders gefährdeten 
Personenkreis Sicherungsmaßnahmen durchzuführen. Der 
Mehrbedarf ist auf den Einbau einer Alarmanlage im Privat- 
haus des Generalbundesanwalts zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Ausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung ange- 
rechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 517 31. 
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77 000,— 


9 446,93 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 

a) der Stromverbrauch durch die aus arbeitsmedizinischen 
Gründen notwendig gewordene und im Rahmen der Um- 
baumaßnahmen erfolgte Anbringung zusätzlicher oder 
stärkerer Beleuchtungskörper in Büro- und Schreibräumen 
beträchtlich gestiegen ist, 

b) die Kosten für die Hausreinigung durch Tariferhöhungen 
gestiegen sind. 

Das Ausmaß der Steigerung des Stromverbrauchs und der 
Tariferhöhungen ist unvorhergesehen. Die Mehrausgabe war 
zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 06 Tit. 511 01 und Tit. 515 01. 


1 1 000,— 


37 000,— 


75 000,— j 


5 246,03 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die umlagefähigen Betriebskosten für das Dienstgebäude des 
Obersten Rückerstattungsgerichts waren aufgrund einer For- 
derung der Vermieterin nicht wie bisher jährlich nachträglich, 
sondern monatlich im voraus zu zahlen. Dadurch waren 1972 
die Betriebskosten nachträglich für 1971 sowie die für 1972 
zu begleichen. 

Die Forderung auf Vorauszahlung war gerechtfertigt, da die 
Vermieterin selbst in Vorlage treten muß und monatliche 
Vorauszahlungen allgemein üblich sind. 

Die Mehrausgabe war somit unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 527 02 und Tit. 527 01. 

5 356,86 Auslagen in patentamtlichen Verfahren 

Die Mehrausgabe ist auf höhere Ausgaben für die Entschädi- 
gung von Zeugen sowie für die Bekanntmachung von Ge- 
schmacksmustern im Bundesanzeiger zurückzuführen. Sie war 
unvorhergesehen, da die Ausgaben bei Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1972 nur geschätzt werden konnten. 

Da die Auslagen aufgrund rechtlicher Verpflichtungen zu lei- 
sten waren, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 10 Tit. 511 01. 


4 820,66 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Der Präsident des Deutschen Patentamts ist in seiner Eigen- 
schaft als Präsident der „Regierungskonferenz über die Ein- 
führung eines internationalen Patenterteilungsverfahrens", 
als Vorsitzender der Arbeitsgruppe I der Regierungskonfe- 
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07 11 
515 01 


noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


renz und als Vorsitzender der EWG-Sachverständigengruppe 
„Gemeinschaftspatent" für die Erarbeitung eines umfassen- 
den europäischen Einigungswerkes auf dem Gebiet des 
Patentwesens mitverantwortlich. Er selbst und Mitglieder 
der deutschen Verhandlungsdelegation der Regierungskon- 
ferenz, der Arbeitsgruppen und der EWG-Sachverständigen- 
gruppe sowie der Redaktionsausschüsse müssen an zahl- 
reichen Konferenzen, Tagungen und Arbeitssitzungen im 
Ausland teilnehmen. 

Durch die im Frühjahr 1972 eingereichte Bewerbung Groß- 
britanniens um den Sitz des Europäischen Patentamts ist 
eine neue Situation eingetreten. Sie machte im Interesse der 
Bundesrepublik zusätzliche Reisen (Den Haag, Brüssel, Bern, 
Kopenhagen, Paris, Wien, Madrid, Lissabon) erforderlich, die 
vor allem dem Zweck dienten, die den Sitz des Europäischen 
Patentamts mitbestimmenden Staaten über die deutsche Be- 
werbung um das Europäische Patentamt im einzelnen zu 
informieren und sie zu überzeugen. Die hiermit zusammen- 
hängenden Ausgaben waren zur Erreichung des angestreb- 
ten Zieles unabweisbar. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Anzahl und 

^ Dauer der Tagungen sowie der Tagungsorte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1972 nur teilweise be- 
kannt waren. 

! 

I Einsparung bei Kap, 07 lOTit. 511 01. 


7 200,— 


7 921,43 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Für das Bundesdisziplinargericht wurden 1972 neue Dienst- 
räume angemietet, da die bisherigen gekündigt worden 
waren. Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß ge- 
mäß § 8 Nr. 3 des Mietvertrages die vorhandene Decken- 
beleuchtung und die Stiebel-Eltron-Warmwasserbereiter zu 
übernehmen waren. Sie war unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 11 Tit. 517 01. 


Einzelplan 08 — Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen (Bereich Finanzen) — 


08 01 


44 000,— I 


28 231,03 I Vermischte Verwaltungsausgaben 


539 99 


I Die Mehrausgabe ist auf unvorhergesehen in Rechnung ge- 
stellte Spesen für Geldüberweisungen an die Ungarische 
Nationalbank sowie auf vermehrte Umzüge im Zusammen- 
hang mit der Neuabgrenzung der Zuständigkeiten der Bun- 
desregierung zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 

I Einsparung bei Kap. 08 01 Tit. 812 01. 
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08 02 
686 01 


404 100 — 


120 648,20 


Beiträge an Organisationen, Vereine und Verbände im 
Ausland 


Die unvorhergesehene Mehrausgabe ist auf das gestiegene 
Haushaltsvolumen des Rates für die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Zollwesens in Brüssel zurückzuführen. Sie 
war unabweisbar, da die Mitgliedschaft des Bundes auf Ge- 
setz beruht. 


Einsparung bei Kap. 08 02 Tit. 512 02, 531 01, 511 11, 

515 11, 517 11 und 518 12. 


08 04 
671 03 


5 100 000,— 


432 831,22 


Entschädigung für Herstellung, Verwaltung und Verkauf der 
Wechselsteuermarken 


Mehrausgabe wegen höherer Entschädigung an die Deut- 
sche Bundespost für die Verwaltung und den Verkauf der 
Wechselsteuermarken infolge des gestiegenen Wechsel- 
steueraufkommens . 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 514 01, 514 02, 515 02, 515 03 
und 517 01. 


08 04 
811 01 


3 150 000,— 


658 837,16 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe ist auf die Beschaffung von Kraftfahrzeu- 
gen für Sondertrupps zurückzuführen, die zur Bekämpfung 
des Rauschgift- und Waffenschmuggels eingerichtet worden 
sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 517 01 und Tit. 518 01. 


08 04 
812 02 


2 080 000,— 


542 345,59 


Erwerb von verwaltungseigenen Fernmeldeanlagen, soweit 
die Ausgaben nicht zu den Baukosten gehören 


Die Mehrausgabe ist auf die Beschaffung von Funksprech- 
anlagen für Sondertrupps zurückzuführen, die zur Bekämp- 
fung des Rauschgift- und Waffenschmuggels eingerichtet 
worden sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 518 01, 518 02 und 518 03. 
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08 05 
526 01 


10 000 — 


1 553,14 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehrausgabe an Gerichts- und Anwaltskosten, die dem 
Bund auf Grund von Rechtsstreitigkeiten entstanden sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 05 Tit. 518 01. 


08 06 


apl. 
831 07 


230 516 918,30 


Übernahme der von der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Frankfurt/Main, und einem Bankenkonsortium treuhände- 
risch für den Bund gehaltenen VEBA- Aktien 


Bei der VEBA-KapitalerhÖhung des Jahres 1971 bediente 
sich der Bund der Kreditanstalt für Wiederaufbau und eines 
Bankenkonsortiums, da damals Haushaltsmittel in entspre- 
chender Höhe im Bundeshaushaltsplan nicht eingeplant wa- 
ren. Diese Zwischenlösung war nur für einen vorübergehen- 
den Zeitraum vorgesehen (vgl. Drucksache VI/2535). Es 
handelte sich um eine durch besondere Umstände gerecht- 
fertigte Ausnahmeregelung, deren möglichst schnelle Beendi- 
gung anzustreben war. Es kam hinzu, daß die Zinsentwick- 
lung in letzter Zeit einen steigenden Trend erkennen ließ, 
durch den die Zinsbelastung des Bundes für diese Zwischen- 
lösung noch erheblich höher geworden wäre. Es lag somit 
im wohlverstandenen Interesse des Bundes, diese Haus- 
haltsbelastung künftig zu vermeiden. 

Seit einigen Monaten war der Kurs der VEBA-Aktie ge- 
drückt; dies dürfte nicht zuletzt auf Befürchtungen zurück- 
zuführen gewesen sein, daß der Bund die von der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau und dem Bankenkonsortium treu- 
händerisch gehaltenen Aktien verkaufen könnte. Die Über- 
nahme dieser Aktien durch den Bund wird diesen Befürch- 
tungen entgegenwirken. Zugleich wird damit auch den In- 
teressen der vielen Kleinaktionäre Rechnung getragen. Die 
Maßnahme war auch im Interesse eines günstigeren Börsen- 
klimas bei der nächsten Erhöhung des Grundkapitals der 
VEBA zu begrüßen. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 31 (108 209 152,55 DM) 
und Kap. 60 06 Tit. 686 06 (122 307 765,75 DM). 


08 07 
883 01 


1 200 000 ,— 


27 744,44 


Erschließungsbeiträge für bundeseigene Grundstücke des 
Allgemeinen Grundvermögens 


Die Mehrausgabe ist auf die Entrichtung von Erschließungs- 
beiträgen, die in unerwartet hohem Umfang gefordert wor- 
den sind, zurückzuführen . 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 532 99. 
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09 02 


apl. 
683 13 


23 801,59 


Frachthilfe für die Beförderung von Ruhrkohle 


Aufgrund der Richtlinien vom 2. April 1964 (Bundesanzeiger 
Nr. 64 vom 4. April 1964) ist vom 1. April 1964 bis zum 
9. Februar 1970 eine Fradithilfe für die Beförderung von 
Steinkohle gewährt worden. In einigen unvorhersehbaren 
Fällen sind die der Frachthilfe zugrunde liegenden Beför- 
derungsentgelte von der deutschen Bundesbahn nachträglich 
geändert worden. Nach Nr. 3 der Richtlinien vom 2. April 
1964 führte das zu einer Berichtigung der in Vorjahren aus- 
gezahlten Frachthilfebeträge und zu einer unabweisbaren 
Nachzahlungsverpflichtung des Bundes. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 892 07. 


09 02 
683 25 


800 000,— 


09 04 
811 01 


8 700,— 


09 10 

apl. 
811 01 


555 453,70 


Frachtverbilligung für Erztransporte von Lothringen zum 
Saarland 


Die Französische Republik und die Bundesrepublik Deutsch- 
land sind durch Notenwechsel vom 3./17. November 1972 
übereingekommen, die am 31. Oktober 1971 ausgelaufene 
Vereinbarung zur Frachtverbilligung lothringischer Erztrans- 
porte in das Saarland um fünf Jahre zu verlängern. 

Soweit die Ausgaben für diese Frachthilfe nicht aus dem 
Haushaltsansatz einschließlich Ausgaberest geleistet werden 
konnten, sind sie überplanmäßig zur Verfügung gestellt 
worden. 

Der französische Wunsch nach Fortführung der Frachtverbil- 
ligung konnte von deutscher Seite weder vorhergesehen 
noch abgewiesen werden; Artikel 67 des Saarvertrages sieht 
gemeinsame Maßnahmen dieser Art vor. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 532 03 und Tit. 892 07. 


13 834,86 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß der Dienst- 
kraftwagen des Präsidenten des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungs- und Bausparwesen wegen Totalschadens 
durch Verschulden eines Dritten ausgesondert und dafür 
sofort ein neuer Pkw beschafft werden mußte. 

Die Ausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 892 07. 


13 727,37 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Die Ausgabe ist darauf zurückzuführen, daß der Dienstkraft- 
wagen des Präsidenten des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen wegen Totalschadens durch Verschulden eines 
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Dritten ausgesondert und dafür sofort ein neuer Pkw be- 
schafft werden mußte. 

Die Ausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 09 10 Tit. 511 01, 515 01, 517 01 und 
527 01. 


10 01 
526 01 


10 02 
514 73 


10 04 


apl. 
539 98 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


50 000,— 


77 469,06 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Der Mehrbedarf beruht auf fälligen Prozeßkosten und An- 
waltsgebühren aus Gerichtsverfahren. Die Mehrausgabe war 
unvorhergesehen, weil Anfall und Höhe der Kosten bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 nicht voraus- 
gesehen werden konnten. Sie war unabweisbar, weil die 
Zahlungen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen zu leisten 
waren. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 05. 


1 944 000,— 


30 082,66 


Haltung von Fischereischutzbooten 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe, weil das 
Fischereischutzboot „Meerkatze", das Ende September 1972 
außer Dienst gestellt werden sollte, bis auf weiteres wegen 
der mit Wirkung vom 1. September 1972 an vorgenommenen 
Erweiterung der isländischen Fischereizone von 12 auf 50 
Seemeilen zum verstärkten Fischereischutz im Einsatz blei- 
ben mußte. 


Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 682 99. 


7 000,— 


Ausgaben aus Anlaß einer Kapitelverwechslung durch die 
Staatsoberkasse München 


Die Staatsoberkasse München hat im Haushaltsjahr 1971 
einen Betrag von 7 000 DM als Zuschuß zur Durchführung 
einer Entziehungskur für drogenabhängige Jugendliche, der 
auf Grund einer Umbuchungsanordnung durch Rotabsetzung 
bei Kap. 10 03 Tit. 653 82 des Bayerischen Staatshaushalts 
zu vereinnahmen war, aus Versehen im Bundeshaushalt 
durch Rotabsetzung gebucht. Dieser Irrtum ist erst nach Ab- 
schluß des Haushaltsjahres 1971 und nach Kassenabschluß 
der Bundeshauptkasse festgestellt worden. Der an das Baye- 
rische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung zu er- 
stattende Betrag von 7 000 DM war daher im Haushalts- 
jahr 1972 außerplanmäßig bereitzustellen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 682 99. 
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10 04 . 4 500 000,— 

683 81 


10 04 

apl. 
683 83 


10 07 

apl. 
812 01 



10 07 

apl. 
821 01 


1 998 723,22 Erstattungen bei der Ausfuhr von Zuchtvieh 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe beruht auf einer Aus- 
weitung des Zuchtviehexports. Sie war unabweisbar, weil ein 
Rechtsanspruch auf Gewährung der Exporterstattungen auf 
Grund der bis zum 31. Dezember 1972 gültigen Richtlinien 
vom 8. Mai 1964 (BAnz. Nr. 86 vom 12. Mai 1964) in der der- 
zeitig gültigen Fassung vom 30. November 1971 (BAnz. 
Nr. 226 vom 4. Dezember 1971) bestand. 

Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 682 99. 


188 872,32 Erstattung von Produktionsabgaben für Zudcer 

Eine Überprüfung der festgesetzten Übertragungsmengen 
für das Wirtschaftsjahr 1968/69 von 2 Zuckerfabriken hat 
ergeben, daß sie zu hoch waren. Die dadurch zuviel verein- 
nahmten Produktionsabgaben waren zu erstatten. Da eine 
Erstattung aus einem Einnahmetitel nicht mehr möglich war 
und die Zuckerhersteller einen unabweisbaren Anspruch auf 
Erstattung hatten, mußten die notwendigen Ausgaben außer- 
planmäßig bereitgestellt werden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 10 04 Tit 682 99. 

44 838,45 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungsz wecke 

Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft hat bis 
zum Haushaltsjahr 1972 die Datenverarbeitung von einem 
privaten Rechenzentrum mit einem erheblichen Kostenauf- 
wand durchführen lassen. Diese Arbeiten hat im Laufe des 
Haushaltsjahres 1972 das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft nach Inbetriebnahme der eigenen EDV-Anlage ohne 
Berechnung von Kosten übernommen. Dabei hat sich heraus- 
gestellt, daß für die Aufbereitung der Unterlagen beim 
Bundesamt 2 bestimmte Abrechnungscomputer notwendig 
waren. 

Die dadurch notwendige Ausgabe war unvorhergesehen. Sie 
war aus Gründen der Wirtschaftlichkeit unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 682 21. 


6 456 180,99 Kauf des Dienstgebäudes in Frankfurt am Main, Adickes- 
allee 40 

Das Dienstgebäude in Frankfurt am Main, Adickesallee 40, 
ist in den Jahren 1951/52 im Einvernehmen zwischen dem 
Bund und der Stadt Frankfurt am Main für die Unterbrin- 
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I gung der ernährungswirtschaftlichen Dienststellen errichtet 
worden. Der mit der Stadt Frankfurt am 17. Juni 1953 ver- 
einbarte Mietvertrag sicherte dem Bund für eine Dauer von 
20 Jahren außer der Kostenmiete auch den Anspruch auf 
Eigentumserwerb nach den Herstellungskosten zu. Bei den 
Verhandlungen über die Verlängerung des Mietvertrages 
um weitere 10 Jahre haben sich unvorhergesehene Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Sicherung des Anspruchs auf Eigen- 
tumserwerb und der damit verbundenen Kostenmiete für 
die Zukunft ergeben. Um von dem Bund einen Schaden abzu- 
wenden, war es unabweisbar, von der Kaufoption noch vor 
Ablauf des Mietvertrages am 30, Juni 1972 Gebrauch zu 
machen. 

Die unvorhergesehenen und unabweisbaren Ausgaben für 
den Kaufpreis nach § 15 des Mietvertrages waren deshalb 
im Haushaltsjahr 1972 außerplanmäßig bereitzustellen. 

Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 683 82. 


10 10 


apl. 
883 62 


229 351,52 


Erschließungsbeitrag für den Ausbau der verlängerten Wald- 
häuser Straße in Tübingen 


Die Stadt Tübingen hat im Haushaltsjahr 1972 unerwartet 
mit dem teilweisen Ausbau der verlängerten Waldhäuser 
Straße, an die die Flurstücke der Bundesforschungsanstalt 
für Viruskrankheiten der Tiere in Tübingen angrenzen, be- 
gonnen. Der angeforderte Erschließungsbeitrag für die Ent- 
wässerung war von der Bundesforschungsanstalt als Anlie- 
ger gemäß der städtischen Satzung zur Vermeidung von 
Zinsforderungen unabweisbar zu entrichten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Gemäß § 37 Abs. 6 
Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß die Mehrausgabe 
nicht als Vorgriff behandelt wird. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 526 65, Kap. 10 02 Tit. 685 61 
und Kap. 10 10 Tit. 812 04. 


10 12 


apl. 
821 03 


910 000 — 


Ankauf des Hausgrundstücks Eggert, Kiel, Kronshagener 
Weg 5 


Unvorhergesehene und unabweisbare Ausgabe für den An- 
kauf des zwischen den Liegenschaften der BA für Milch- 
forschung gelegenen Hausgrundstücks, Kiel, Kronshagener 
Weg 5, zur Arrondierung des Anstaltsareals und zur Schaf- 
fung von Möglichkeiten für später notwendige bauliche Er- 
weiterungen. Das notarielle Kaufangebot war bis zum 31. De- 
zember 1972 befristet, so daß die Maßnahme nicht auf- 
schiebbar war. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 683 96. 
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Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da die Überholung der Gemeinschaftsküche des BMA 
nach den Vorschriften der Hygiene-Verordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen unerläßlich war. 

Einsparung bei Kap. 11 02 Tit. 681 02. 


1 1 04 18 000, — 5 045,02 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

519 01 Das für die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor- 

schung in Dortmund geplante neue Dienstgebäude wird vor- 
aussichtlich erst 1977 fertiggestellt sein. Die Bundesanstalt 
1 hat daher unter Aufgabe des bisherigen Mietobjektes in 

Dortmund Gebäude von der stillgelegten Schachtanlage Ger- 
; mania gemietet, die ihr zwischenzeitlich eine zentrale Unter- 

' bringung ermöglichen. Die Bundesanstalt hatte inzwischen 

das gemietete Gebäude weitgehend mit eigenen Kräften 
instand gesetzt und hergerichtet; vor allem hatten diese 
Kräfte die Heizung in Ordnung gebracht und die Büroräume 
einschließlich der Fenster und Türen gestrichen. Zur weite- 
ren Instandsetzung benötigte die Bundesanstalt noch drin- 
! gend Materialien wie Rohre, Holz und Farbe. Da die Bun- 

desanstalt gemäß § 4 des mit der Bergbau AG Germania ab- 
geschlossenen Mietvertrages verpflichtet war, die Kosten 
für die Instandsetzung des Mietobjektes einschließlich der 
Schönheitsreparaturen zu übernehmen, war die Mehraus- 
gabe unabweisbar. Sie war auch unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 11 04 Tit. 422 01. 


11 04 18 000, — i 7 998,56 | Vermischte Verwaltungsausgaben 

539 99 I Das für die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor- 

schung geplante neue Dienstgebäude wird voraussichtlich 
erst 1977 fertiggestellt sein. Die Bundesanstalt hat daher 
unter Aufgabe des bisherigen Mietobjektes in Dortmund 
Gebäude der stillgelegten Schachtanlage Germania gemietet, 
die ihr zwischenzeitlich eine zentrale Unterbringung ermög- 
lichen. Sie hatte bereits in erheblichem Umfange Büroein- 
richtungen mit dem anstaltseigenen Lkw von Koblenz nach 
Dortmund transportiert. Der im Monat Oktober 1972 vor- 
gesehene Umzug der Bibliothek und vor allem der Druckerei 
war jedoch so schwierig, daß er nicht mit eigenen Kräften 
durchgeführt werden konnte. Die Mehrausgabe für den Um- 
zug der Bibliothek und der Druckerei von Koblenz nach 
Dortmund war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 1 1 04 Tit. 422 01 . 
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— ! 10 445,27 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Das Dienstfahrzeug Ford-Combi — KO 48 — der Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung wurde am 
8. Dezember 1971 in einen Verkehrsunfall verwickelt und 
; hat dabei Totalschaden erlitten. Den Totalschaden haben der 
j von der Industrie- und Handelskammer in Koblenz öffent- 
lich bestellte und vereidigte Sachverständige für das Kraft- 
fahrzeugwesen und der technische Beamte für das Kraft- 
fahrzeugwesen bei der Oberfinanzdirektion Koblenz fest- 
gestellt. Die Bundesanstalt benötigte aufgrund ihrer Unter- 
bringung in verschiedenen Städten und Dienstgebäuden 
(1 Dienstgebäude in Dortmund, 2 Dienstgebäude in Koblenz 
— die in entgegengesetzter Richtung am Stadtrand liegen — ) 
zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes dringend Ersatz 
für das ausgefallene Dienstfahrzeug. 

' Die Ersatzbeschaffung war daher unabweisbar und unvorher- 
I gesehen. 

j Einsparung bei Kap. 11 04 Tit. 422 01. 


12 000, — 1 036,72 Auslagen in Rechtssachen 

Die Senate des Bundesarbeitsgerichts entscheiden über 
Armenrechtsanträge unabhängig von den Bewilligungen des 
Haushaltsplans. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da die Armenrechtsanwälte einen Rechtsanspruch auf 
Zahlung der Armenanwaltskosten und Erstattung ihrer 
Reisekosten haben. 

Einsparung bei Kap. 11 05 Tit. 519 01. 

— 115 856,08 Kosten der Prüfungen nach dem Berufsbildungsgesetz 

Das Bundesversicherungsamt war als zuständige Stelle im 
Sinne des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) nach § 56 BBiG 
gehalten, Prüfungsausschüsse zu bilden, die die bei den bun- 
desunmittelbaren Sozialversicherungsträgern ausgebildeten 
Nachwuchskräfte für den staatlich anerkannten Ausbildungs- 
beruf des Sozialversicherungs-Fachangestellten prüfen. Die 
auf der Prüftätigkeit beruhenden Kosten waren unabweis- 
barf sie waren unvorhergesehen, weil das Bundesversidie- 
rungsamt erst durch Anordnung vom 15. November 1971 zur 
zuständigen Stelle im Sinne des BBiG bestimmt worden ist. 

Einsparung bei Kap. 1102 Tit. 681 02 und Kap. 1106 Tit. 
51901. 


2 500, — 4 537,40 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Aus Sicherheitsgründen mußte der Personenaufzug des 
> Bundesversicherungsamtes mit einer Fahrkorbtür und einem 
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Stockwerksanzeiger versehen werden. Die sich daraus er- 
gebenden Ausgaben waren unabweisbar. Sie waren unvor- 
hergesehen, weil die Zuständigkeit für die laufende bauliche 
Unterhaltung und Instandsetzung des Personenaufzugs erst 
unlängst auf das Bundesversicherungsamt übergegangen ist. 

Einsparung bei Kap. 11 02 Tit. 681 02. 


11 08 
671 01 


130 000,— 


79 501,95 


Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes 


Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Urteil vom 9. De- 
zember 1971 — VIII C 150.69 — entschieden, daß die vom 
Arbeitgeber für seinen die Wehrpflicht erfüllenden Arbeit- 
nehmer zu entrichtende „Umlage'' zur zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung als Beiträge i. S. des § 5 
Abs. 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes anzusehen und zu er- 
statten sei. Diese Bestimmung des Arbeitsplatzschutzgeset- 
zes ist nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst auch auf anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
anzuwenden. 

Die auf dem Urteil beruhende Mehrausgabe war unabweisbar 
und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 527 05, 


11 08 
863 03 


20 000 ,— 


7 000,— 


Darlehen zur Beschaffung anerkannter privateigener Kraft- 
fahrzeuge 


Drei weitere, neu eingestellte Regionalbetreuer stellten 
einen Antrag auf Bewilligung eines Darlehens zur Beschaf- 
fung eines anerkannten privateigenen Kraftfahrzeuges. Die 
Regionalbetreuer können ohne Fahrzeug in den ihnen zu- 
gewiesenen ausgedehnten Regionen ihre dienstlichen Auf- 
gaben nicht erledigen. Sie sind zur Durchführung ihrer 
Dienstfahrten ständig auf ein Kraftfahrzeug angewiesen. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 


Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 671 02. 


11 10 
686 01 


3 505 000 — 


13 352,57 


! 


Versorgungsleistungen auf Grund inter- und supranationa- 
ler Verträge und Übereinkommen 

Wegen verstärkter Inanspruchnahme der Heil- und Kran- 
kenbehandlung auf Grund des deutsch-österreichischen Ver- 
trages über Kriegsopferversorgung und Kostensteigerungen 
ergaben sich Aufwendungen, die nicht vorhergesehen wa- 
ren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie der Erfüllung 
vertraglicher Verpflichtungen diente. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 681 02. 
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11 12 
apl. 

539 99 


11 12 452 000 000 — 

643 01 


11 13 4 057 000 000- 

616 01 


I 

I 


5 598,14 Vermischte Verwaltungsausgaben 

In Einzelfällen waren Empfängern von Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge Versorgungsbezüge zu erstatten, die 
von verschiedenen Sozialhilfeträgern in vergangenen Jah- 
ren zu Unrecht vereinnahmt worden waren. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen; sie war im Hinblick auf 
die Erstattungsansprüche der Berechtigten unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 01 Tit. 539 99. 

73 747 606,14 Kosten der Kriegsopferfürsorge (ausgenommen Darlehen) 

I auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes sowie entspre- 
chender Leistungen auf Grund des Häftlingshilfegesetzes 
und des Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen 

Der Mehrbedarf beruht im wesentlichen auf den Anhebun- 
gen der Regelsätze nach dem Bundessozialhilfegesetz, die 
die Leistungshöhe und die Einkommensgrenzen in der Kriegs- 
opferfürsorge unmittelbar beeinflussen, und den Erhöhungen 
der Pflegesätze für die Unterbringung in Heimen und An- 
stalten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil sie auf Rechtsverpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 681 02. 

63 815 285,15 Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung 

Auf Grund des Gesetzes über die Rückzahlung der einbe- 
haltenen Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner vom 
15. März 1972 (BGBl. I S. 433) sind den Rentnern der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung im Haushaltsjahr 1972 die 
ihnen in den Jahren 1968 und 1969 einbehaltenen Beiträge 
zur Krankenversicherung wieder ausgezahlt worden. Die 
dadurch entstandenen Kosten in Höhe von rd. 153 Millionen 
DM konnten nicht in voller Höhe aus dem Haushaltsansatz 
1972 bei Titel 616 01 gedeckt werden. 

Von der Aufnahme eines Darlehens auf Grund der Ermäch- 
tigung im § 8 des Beiträgerückzahlungsgesetzes ist abge- 
sehen worden, um eine zusätzliche Belastung des Bundes- 
haushalts in künftigen Haushaltsjahren durch die entstehen- 
den Zinszahlungen zu vermeiden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1972 noch damit gerechnet 
wurde, daß die Bundesknappschaft die Rückzahlung der Bei- 
träge durch die Aufnahme eines Darlehens finanzieren 
würde. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruhte. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 681 02, 642 41 und 671 41. 
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1113 I 6 000 000,— 
616 02 I 


780 000, — I Zuschüsse an die hüttenknappschaftliche Pensionsversiche- 

I rung im Saarland 

Nach § 11 Abs. 1 des am 1. Januar 1971 in Kraft getretenen 
Gesetzes zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland vom 22. Dezember 1971 
(BGBl. I S. 2104) werden die Mittel für die Ausgaben der 
knappschaftlichen Zusatz Versicherung u. a. durch einen jähr- 
lichen Zuschuß des Bundes von 6 Millionen DM aufgebracht. 

Wegen der späten Verabschiedung des Gesetzes zur Neu- 
regelung der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
konnten im Haushaltsjahr 1971 nach altem Recht nur 
5 220 000 DM gezahlt werden. Der Unterschiedsbetrag zum 
Bundeszuschuß von 6 Millionen DM in Höhe von 780 000 DM 
mußte daher im Haushaltsjahr 1972 überplanmäßig gelei- 
stet werden. 

I Die Mehrausgabe beruhte auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war deshalb unabweisbar. Sie war unvorhergesehen, weil 
das hüttenknappschaftliche Zusatzversicherungsgesetz bei 
der Beratung des Haushaltsentwurfs 1972 durch die Aus- 
schüsse des Deutschen Bundestages noch nicht verabschie- 
det war und daher nicht abzusehen war, ob ein rückwirken- 
des Inkrafttreten zum 1. Januar 1971 beschlossen werden 
würde. 

Einsparung bei Kap, 11 13 Tit. 646 05. 


11 13 
646 01 


11 13 
646 02 


12 000,-1 


700 000,— j 


5 199,10 


Erstattung der Mehraufwendungen der Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung an Verfolgte des Nationalsozia- 
lismus 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß bei der 
! Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 die Auswirkun- 
gen des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der Vor- 
schriften über die Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts in der Sozialversicherung vom 22. Dezember 1970 
‘ (BGBl. I S. 1846) nicht in der tatsächlichen Höhe vorherge- 
' sehen werden konnten; sie beruht auf gesetzlicher Ver- 
1 pflichtung und war daher unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 646 05. 


422 811,57 Erstattung der Aufwendungen für die Krankenhilfe an Heim- 
j kehrer 

' Die Mehrausgabe beruht darauf, daß nach Abschluß der 
Verträge von Moskau und Warschau mehr Aussiedler und 
Personen, die im Wege der Familienzusammenführung ihren 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland genommen ha- 
I ben, bei den einzelnen Bundesländern registriert worden 
I sind und Leistungen nach dem Heimkehrergesetz und Häft- 
I lingshilfegesetz in Anspruch genommen haben. 


36 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/623 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1972 

gabemitteln sind 

1 

zugewiesen 

DM i 

DM 


1 I 2 I 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 



1113 I 34 500 000,— i 
681 01 1 


11 13 56 500 000,— 

681 02 ! 


Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 646 05. 


4 491 553,82 Fremdrenten in der Unfallversicherung 

Die Annahme bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1972, daß die Erhöhung der Ausgaben auf Grund der Renten- 
anpassung durch Rentnerabgänge weitgehend ausgeglichen 
werden könnte, hat sich im Haushaltsjahr 1972 nicht be- 
stätigt. Hierauf und auf die gestiegenen Kosten für ärztliche 
und andere Leistungen ist im wesentlichen die Mehraus- 
gabe, die somit unvorhergesehen war, zurückzuführen. 

I Da die Ausgaben für die Fremdrenten in der Unfallversiche- 
I rung auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen, war die Mehr- 
ausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 646 05. 

j 

1 115 717,85 I Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für Bundes- 
betriebe, die Bundesanstalt für Arbeit, die Arbeitslosen so- 
wie für sonstige Betriebe und Unternehmen, für die der 
I Bund Träger der Unfallversicherung ist 

I Die Mehrausgabe ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 

; daß bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 nicht 
' mit der gegenüber früheren Rentenanpassungen weit höhe- 
ren Anpassung im Jahre 1972 gerechnet werden konnte. 
Während im Bundeshaushaltsplan 1972 eine Rentenanpas- 
j sung von 7,5 v. H. zugrunde gelegt wurde, sind die Renten 
I durch das 14. Rentenanpassungsgesetz ab 1. Januar 1972 um 
I 12 V. H. erhöht worden. 

I Die sich dadurch ergebende Mehrausgabe war unvorher- 
gesehen. Sie war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher Ver- 
j pflichtung beruht. 

1 Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 646 05. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 01 876 000, — 31 751,33 | Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

517 01 I I Mehrbedarf infolge Verlegung einer Organisationseinheit 

des Bundesverkehrsministeriums in ein neu angemietetes 
! ! Dienstgebäude und der dadurch bedingten zusätzlichen Haus- 

bewirtschaftungskosten. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

[ I ^ Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 
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12 01 : 1 536 300 — 

518 01 


12 01 
519 01 


106 000 — 


12 01 


apl. 
531 01 


I 


12 01 
811 01 


93 500,— 


88 528,93 | Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Mehrbedarf infolge Anmietung eines größeren Dienstgebäu- 
des. Durch die Anmietung konnten mehrere kleinere, eben- 
falls angemietete Dienstgebäude aufgegeben werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


63 888,67 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Mehrbedarf infolge Verlegung einer Organisationseinheit 
des Bundesverkehrsministeriums in ein neu angemietetes 
Dienstgebäude und der auf Grund der Mietverträge in meh- 
reren aufgegebenen Bürogebäuden durchzuführenden zu- 
sätzlichen Unterhaltungsmaßnahmen (Schönheitsreparaturen). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


4 960,56 I Kosten für die Tagung einer Arbeitsgruppe auf Grund des 
! Oslo-Übereinkommens vom 15. Februar 1972 betr. Ver- 
I hütung der Verunreinigung des Meerwassers 

j Zur Vorbereitung des Oslo-Ubereinkommens vom 15. Fe- 
bruar 1972 betreffend Verhütung der Verunreinigung des 
j Meeres haben im Jahre 1972 sechs Sitzungen einer aus den 
12 Anliegerstaaten des Nordost-Atlantiks bestehenden Ar- 
beitsgruppe stattgefunden. Nach Unterzeichnung des Abkom- 
j mens am 15. Februar 1972 fanden weitere Sitzungen einer 
! Arbeitsgruppe statt, um noch offene Fragen zu klären. Auf 
i der letzten Sitzung im März 1972 in Den Haag wurde be- 
schlossen, die nächste Sitzung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land abzuhalten. 

I Die hierdurch entstandenen Ausgaben waren unvorherge- 
sehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


3 688,66 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

! 

: Der bei der Abt. Seeverkehr in Hamburg eingesetzte Dienst- 
Pkw BD 13-151 hat durch fremdes Verschulden einen Total- 
schaden erlitten. Die Schadensregelung ist eingeleitet. Zur 
Sicherstellung eines reibungslosen Dienstbetriebs war die 
I sofortige Ersatzbeschaffung notwendig. 

; Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 
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12 02 
646 01 


1 600 000 — 


665 380,86 


Erstattung der Kosten für Sdiiffssicherheitsaufgaben des 
Bundes an die See<Berufsgenossenschaft 


Mehr für die Erstattung der der See-Berufsgenossenschaft 
entstandenen Kosten 

a) für die Wahrnehmung der Schiffssicherheitsaufgaben des 
Bundes gemäß § 6 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt vom 25. Mai 
1965 (BGBL II S. 883) und 

b) für die Untersuchung der Seeleute auf Seediensttauglich- 
keit gern. § 1826 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 
i. d. F. vom 8. Januar 1963 (BGBl. I S. 2) 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 682 07. 


12 02 
646 02 


250 000,— 


67 353,50 


Erstattung der Kosten für Schiffssicherheitsaufgaben des 
Bundes an die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 


Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 
(BGBl. II S. 317) hat der Bund die Selbstkosten für die Über- 
wachung der Schiffssicherheit auf Bundeswasserstraßen zu 
tragen. Mit der Überwachung ist neben den Behörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung durch Verordnung vom 
12. April 1956 (BGBl. II S. 483) die Binnenschiffahrts-Berufs- 
genossenschaft beauftragt. Ihr werden die angefallenen 
Kosten jährlich nachträglich erstattet. Für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Dezember 1971 hat die Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft die Kostenrechnung über 317 453,50 DM 
vorgelegt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 682 07. 


12 02 


3 813 000 000,- 


1 169 999 058,— 


Zuweisungen an das Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 


Die überplanmäßige Ausgabe an die Deutsche Bundesbahn 
war unabweisbar, um deren Liquidität zu sichern und sie 
teilweise von der Verlustfinanzierung mit Fremdmitteln zu 
entlasten. Sie war unvorhergesehen, weil sich der Liquidi- 
tätsbedarf der DB zum Jahresende entgegen den ursprüng- 
lichen Annahmen stark erhöht hatte, insbesondere wegen 
der zurückgebliebenen Erträge beim Güterverkehr. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts, 
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12 03 ' 75 000 — j 

526 01 


253 103,18 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehr infolge unvorhergesehener Kosten, die durch Rechts- 
streitigkeiten insbesondere zur Abwehr von Schadensersatz- 
forderungen entstanden sind. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 539 02. 


12 03 
539 01 


200 000,— 


113 130,85 


Entsdiädigungs- und Ersatzleistungen 


Das Motorschiff „Kalypso" (Eigner: Jakob van Santen) ist 
am 16. Juli 1960 im Küstenkanal beim Berühren der Ufer- 
böschung auf eine oder mehrere Riegelminen aus dem 
2. Weltkrieg gelaufen und schwer beschädigt worden. In 
dem daraufhin gegen den Bund geführten Rechtsstreit wurde 
dem Kläger als Schadensersatz der Betrag von aufgerundet 
131 700 DM zuerkannt. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 539 02. 


12 03 
681 01 


3 100 000,— 


233 612,70 


Gesetzliche Kosten der Unfallversidierung nach der Reichs- 
versicherungsordnung 


Die Mehrausgabe entstand durch unvorhergesehene Renten- 
nachzahlungen. Sie war unabweisbar, weil sie auf gesetz- 
licher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 539 02. 


12 06 
511 01 


60 000,— 


19 836,83 


Geschäftsbedarf 


Der Mehrbedarf ist infolge Zunahme der Wassermodellver- 
suche entstanden. Die Zunahme in diesem Umfang war nicht 
voraussehbar. 

Die entstandenen Mehrkosten waren trotz der Verwendung 
eines XERON-Kopierautomaten unvermeidbar. 


Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 861 01. 


12 06 
517 01 


300 000 — 


12 169,43 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Mehrausgabe infolge Preissteigerungen für Abwasserbesei- 
tigung und bei den Kosten für die Reinigung im Dienstge- 
bäude und in den angemieteten Räumen der Bundesanstalt 
für Wasserbau in Karlsruhe. Außerdem sind zusätzliche Ko- 
sten durch erhöhten Stromverbrauch bei wasserbaulichen 
Großmodellversuchen entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 861 01. 
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131 700, — 79 533,28 Betriebsausgaben 

Mehr infolge erhöhter Material- und Betriebskosten insbe- 
sondere für Software bei der EDV-Anlage der Bundesanstalt 
für Wasserbau in Karlsruhe zur Berechnung der Schiffahrts- 
abgaben und zur Erstellung der Binnenschiffahrtsstatistik für 
die west- und süddeutschen Kanäle im Bundesgebiet. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 861 01. 


1 000,— 908,11 I Gerichts- und ähnliche Kosten 

Mehrbedarf für die Zahlung von Anwaltskosten aus einem 
Rechtsstreit in einer Personalvertretungsangelegenheit vor 
dem Verwaltungsgericht Hamburg. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 517 01. 


130 000, — 43 078,89 Außendienstentschädigungen 

I Mehr für erhöhte Außendienstentschädigung (übernachtungs- 
i geld) an Beamte und Angestellte der Stammbesatzungen der 
I seegehenden Schiffe des Deutschen Hydrographischen Insti- 
I tuts. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar; sie war unvorherge- 
j sehen, da im Zeitpunkt der Veranschlagung nicht damit zu 
rechnen war, daß Ansprüche auf erhöhtes Übernachtungs- 
geld geltend gemacht werden. 

; Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 831 02. 

4 500, — 1 986,78 j Bücher und Zeitschriften 

I Mehrbedarf an Fachliteratur durch personelle Verstärkung 
! der technischen Arbeitsbereiche und infolge von Gesetzes- 
j änderungen (StVO, StVZO). 

1 Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
j Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 514 01. 


360 000, — 121 029,10 | Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

I Mehrverbrauch an Elektrizität infolge Installation einer 
1 unterbrechungslosen Notstromanlage und infolge System- 
: Umstellung an der Klimaanlage sowie durch erneute Erhö- 
I hung der Strompreise mit Wirkung vom 1. Januar 1972. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

i I Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 
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260 000 — 


105 889,04 


Kosten für Veröffentlichungen der Verlustanzeigen ira Ver- 
kehrsblatt 


Mehr infolge unverhältnismäßig starker Zunahme der Auf- 
bietungen verlorener Fahrzeugbriefe und der Ungültigkeits- 
erklärungen von in Verlust geratenen Fahrzeug- und Füh- 
rerscheinen, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil die Aufbietungen gesetzlich vorgeschrieben sind. 


Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 


36 024,71 I Neubau eines Dienstgebäudes 

1. Für die Ausführung von Tiefbauarbeiten des im Jahre 
1965 fertiggestellten Dienstgebäudes des Kraftfahrt-Bun- 
desamtes in Flensburg-Mürwik hat die bauausführende 
Firma eine Forderung in Höhe von 47 869,46 DM im 
Klagewege geltend gemacht. In dem daraufhin gegen den 

I Bund geführten Rechtsstreit wurde dem Kläger ein Teil- 
: betrag von 34 202,61 DM zuerkannt. 

2. Die Oberfinanzdirektion Kiel hat den Anspruch einer 
Firma gegen den Bund auf Zahlung von 1 822,10 DM im 
Rahmen der Baumaßnahme Neubau eines Dienstgebäudes 
des Kraftfahrt-Bundesamtes festgestellt. 

Die Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 861 01. 


190 100,— 


14 453,49 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Mehr an Prüfungskosten infolge Zunahme der Zahl der Prü- 
fungskandidaten durch verkürzte Ausbildungszeiten. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 13 Tit. 453 01 und Kap. 12 17 
Tit. 861 01. 


1 400,— 


132,— 


Beiträge für meteorologisdie Organisationen und Vereine 


Mehrausgabe infolge Erhöhung des Vereinsbeitrages einer 
Innung. Die Mitgliedschaft des DWD ist wegen der Ausbil- 
dung von handwerklichen Lehrlingen des Instrumentenamtes 
Hamburg notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der 
fristgerechten Zahlung des Vereinsbeitrages unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 515 34. 
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* 

Kap. 

Haushalts- ' 
betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



1 I 2 I 3 I 4 


12 15 
522 02 


12 16 
513 02 


12 16 
515 01 


12 16 
526 02 


12 16 
671 01 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


470 000 — 


103 502,07 


Betriebsmaterial 


Mehrausgabe infolge gestiegenen Bedarfs des für die Siche- 
rung der Luftfahrt (Flugsicherung) unbedingt notwendigen 
Betriebsmaterials. 

: Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
I rung eines reibungslosen Betriebsablaufs unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


7 300 — 


2 330,— 


Miete und Gebühren für Fernmeldeanlagen für den Such- 
und Rettungsdienst 


Mehrausgabe infolge Erhöhung der Fernmeldegebühren. Sie 
war unvorhergesehen und zur Sicherstellung des Such- und 
Rettungsdienstes bei Flugunfällen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 522 01. 


58 500,— 


25 368,85 


Geräte, Austattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Mehrausgabe infolge Personalvermehrung. Durch Personal- 
bewilligungen auf Grund von § 15 Abs. 1 HG 1971 war die 
Beschaffung von Austattungs- und Ausrüstungsgegenständen 
sowie Geräten unabweisbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


135 000,— 


61 523,19 


Kosten für Sachverständige 


Mehr durch Zunahme der Anzahl der Anträge auf Durch- 
führung von Prüfungen für Luftfahrer und -prüfer für Luft- 
fahrtgeräte sowie zur Sonderüberprüfung der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit eines Luftfahrtunternehmens. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


100 000 ,— 


72 939,89 


Ausgaben im Zusammenhang mit der Untersuchung von 
Flugzeugunfällen 


Mehrausgabe infolge unvorhergesehener Flugzeugunfälle, 
für deren Untersuchung das LBA aufgrund seiner Aufgaben- 
stellung zuständig war. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 522 01. 
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Haushalts- 

betrag 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 


DM 

DM 


1 1 

1 2 1 

1 3 

1 4 


noch Einzelplan 12 — • Bundesminister für Verkehr — 


12 16 
671 02 


1 000 000 ,-™ 


2 408 509,94 


Ausgaben im Zusammenhang mit Sicherungsmaßnahmen auf 
den Verkehrsflughäfen 


Zur Vermeidung von Flugzeugentführungen sind für die 
deutschen Verkehrsflughäfen, die im internationalen Flug- 
linienverkehr angeflogen werden, Sicherungsmaßnahmen an- 
geordnet. Aus diesem Anlaß entstanden unvorhergesehene 
Aufwendungen für die Erstattung von Personal- und Sach- 
kosten an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


12 16 
811 01 


8 700,— 


9 967,25 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der beim Luftfahrt-Bundesamt eingesetzte Dienst-Pkw BD 41 
hat durch fremdes Verschulden einen Totalschaden er- 
litten. Verursacher war ein Omnibus der Stadtwerke Braun- 
schweig. Die sofortige Ersatzbeschaffung des Personenkraft- 
wagens war zur Sicherstellung eines reibungslosen Dienst- 
betriebes notwendig. Die Schadensregulierung ist einge- 
leitet. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


1401 
518 01 


575 000,— 


62 712,77 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


I Ein Vermieter hat den Mietvertrag für eine Teilunterkunft 
I zum Zwecke der Anhebung der Mieten gekündigt. Auch durch 
I langwierige Verhandlungen konnte eine Mieterhöhung nicht 
I vermieden werden. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 01 Tit, 526 02. 


14 01 
535 71 


1 360 000,— 


i 

I 


275 598,07 


Zur Verfügung des Bundesministers der Verteidigung zum 
Zwecke des militärischen Abschirmdienstes 


Infolge innerpolitischer Notwendigkeit mußte die Abschirm- 
tätigkeit verstärkt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 535 01, 535 51 und 539 99. 
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Kap. 

Tit. 



An über- und 


Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 


1972 

gabemitteln sind 

Zweckbestimmung und Begründung 


zugewiesen 


DM 

DM 


t 2 

1 3 I 

4 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 02 13 000 000 — 

698 01 


14 08 27 780 000 — 

I 

522 01 ' 


14 08 5 000 000,— 

552 22 


555 537,80 Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter, soweit es 
sich nicht um Ansprüche aus Übungsschäden handelt 

Bei der Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter ist 
eine Beeinflussung der Ausgaben durch Bewirtschaftungs- 
maßnahmen nicht möglich. Die Höhe der jährlichen Ausgaben 
kann bei diesem Titel nur geschätzt werden. Der Mehrbedarf 
ist auf eine Schadensersatzforderung des Ministerrats der 
DDR im Zusammenhang mit der Havarie eines U-Bootes der 
Bundesmarine und einem DDR-Frachter zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Da die Abgeltung 
des Schadensersatzanspruches auf Rechtsverpflichtung be- 
ruhte, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 01. 


1 991 580,45 Arzneien, Verbandmittel, Brillen und orthopädische Hilfs- 
mittel 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsold- 
gesetzes entstanden. Sie waren auf den Anstieg der Preise 
für Arzneimittel und für orthopädische Hilfsmittel sowie auf 
die Erhöhung der Sätze für Optikerleistungen zurückzu- 
führen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 553 01 und 671 01. 


357 494,80 Sonstige, nicht aufteilbare Betriebskosten 

Die Mehrausgabe entstand in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes. 
Sie beruht auf dem Preisanstieg bei den Materialkosten so- 
wie auf einem vermehrten Verbrauch von Sanitätsmaterial 
durch die Erweiterung der Kapazität in verschiedenen Sani- 
tätseinrichtungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtung unabweisbar, 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 67101 und Kap. 14 16 Tit. 
553 01. 
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An über- und 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1972 

DM 

außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung und Begründung 

1 

1 2 1 

1 3 1 

1 4 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — • 


14 10 2 379 000,— 

522 31 I 


14 10 ! 80 000,— 

522 36 i 


14 10 125 000,— 

522 37 


14 12 103 200 000,— 

539 14 


408 240,92 I Mehrkosten einer Verpflegung von anderer Seite 

i 

j Durch Änderung der Wehrstruktur (höhere Einberufungs- 
! quote wegen Verkürzung des Grundwehrdienstes) war die 
vermehrte Bereitstellung einer Verpflegung von anderer 
Seite bei Truppendienst außerhalb des Standortes notwen- 
dig. Außerdem mußten eingetretene Preissteigerungen be- 
I rücksichtigt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 11. 

58 753,41 Mehrkosten bei der Beschaffung von Verpflegungsmitteln im 
Ausland { V erpf legungsgeldausgleich) 

Anläßlich der Auslandsfahrten schwimmender Einheiten der 
Marine — insbesondere der Zerstörer, deren dreimonatiger 
Aufenthalt am Flugkörperausbildungsschießen in den USA 
bei der Veranschlagung noch nicht feststand — sind Mehr- 
kosten bei der Beschaffung von Verpflegungsmitteln im Aus- 
land eingetreten. Es kann nicht geplant und vorausgesehen 
werden, in welchem Hafen und in welchem Land während der 
Auslandsreisen Verpflegungsmittel beschafft werden müssen. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 14. 

37 828,68 Mehrkosten in außergewöhnlichen Fällen (Ausgleiche der 
Konten V- Verpflegung) 

Der für Bereitstellung von Schon-, Diät- und Zusatzkost in 
Bundeswehrkrankenhäusern festgesetzte Mehrkosten-Betrag 
von 0,50 DM je stationär behandelter Soldat und Tag reichte 
wegen des unvorhergesehenen hohen Anstiegs der Lebens- 
mittelkosten nicht aus. 

Die Mehrausgabe war zur Sicherstellung des ernährungs- 
physiologisch vorgeschriebenen Gehalts der Krankenkost 
notwendig. Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 11. 

6 140 060,34 Bewachungskosten 

Der Mehrbedarf beruht auf Lohn- und Tariferhöhungen, 
strukturellen Änderungen im Manteltarifvertrag (Kürzung 
der Arbeitszeit, Erhöhung der Zulagen), Wachverstärkungen 
aufgrund von Überprüfungen und dem Abschluß von aus 
Sicherheitsgründen notwendigen neuen Bewachungsverträ- 
gen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unab- 
weisbar, da die Bundeswehr zur Zahlung der Kosten ver- 
traglich verpflichtet war und auf eine Mindestbewachung aus 
Sicherheitsgründen nicht verzichtet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 517 01. 
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Kap. 
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An über- und 
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DM 


1 

1 2 

i 3 1 

4 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 

14 12 I 261 000 000, — | 27 550 000, — Erstattung von Verwaltungsausgaben an die Länder 


632 01 


14 12 160 000,— 

652 01 


14 12 80 000,— 

682 01 


14 12 
698 01 


1 300 000,— 


Die im Haushaltsjahr 1972 eingetretenen Erhöhungen der 
Dienstbezüge, Vergütungen und Löhne sowie die Struktur- 
verbesserungen machten zusätzliche Ausgaben notwendig. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, 
weil die Bundesländer für die Durchführung der Bauausgaben 
des Bundes aufgrund der abgeschlossenen Vereinbarungen 
einen Rechtsanspruch auf Erstattung haben. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 517 01, 519 01, 539 99, 521 01, 
521 02, 532 21, 532 22, 698 02 und 882 41. 

111 081,37 Zuschuß an die Länder zur Unterhaltung von Straßen, Ge- 
bäuden und Anlagen 

Im Zusammenhang mit der Durchführung von Straßenbau- 
I maßnahmen wurden mit den Ländern Vereinbarungen über 
die Zahlung des Unterhaltungsmehraufwands getroffen. Die 
tatsächlichen Kosten lagen um rd. 111 000 DM über den ur- 
sprünglichen Schätzungen. 

! Die Mehrausgabe war unabweisbar, da der Bund zur Zahlung 
der Kosten vertraglich verpflichtet war; sie war unvorher- 
i gesehen. 

i 

i Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 521 01. 

269 678,91 j Zuweisung zur Unterhaltung von Gleisabschnitten an die 
Deutsche Bundesbahn 

Die Unterhaltungskosten für das Vorhalten einer Bundes- 
bahnstrecke sowie für ein Teilstück einer Brücke lagen erheb- 
lich über den ursprünglichen Schätzungen. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorherge- 
sehen; sie war unabweisbar, weil sich der Bund zur Zahlung 
der Kosten vertraglich verpflichtet hatte. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 698 02. 

585 065,22 | Entschädigungen auf Grund des Schutzbereichsgesetzes und 
des Luftverkehrsgesetzes einschließlich der Kosten der Fest- 
I Stellung und Auszahlung 

I Die Kennzeichnung von Freileitungen als Luftverkehrshinder- 
nisse außerhalb von Luftschutzbereichen, die mit den zu- 
i ständigen Elektrizitätswerken vor einigen Jahren schon ver- 
; einbart war, wurde 1972 im Zusammenhang mit Reparatur- 
j arbeiten verstärkt durchgeführt. 

: Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

I Sie war unabweisbar, da der Bund zur Zahlung vertraglich 
verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 698 02. 
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Zweckbestimmung und Begründung 


Kap. 


Tit. 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1972 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — - 


14 15 I 10 160 000—' 
552 11 I 


14 15 
552 12 


37 000 000 — 


2 556 080,63 | Sonstige, nicht aufteilbare Betriebs- und Bewirtschaftungs- 
kosten für die Lagerung von Wehrmaterial in von Dritten 
für die Bundeswehr betriebenen Depots der Kapitel 14 08 und 
14 13 bis 14 19 im Inland 

I Seit Mitte 1971 sind bei den nicht in bundeswehreigener 

I Regie geführten Tanklägern Preiserhöhungen für Miet- und 
Umschlagkosten eingetreten, die sich erst 1972 voll auswirk- 
ten. Ab 1972 waren weitere Preiserhöhungen zu verzeichnen. 
Im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 
konnte diese Entwicklung nicht berücksdchtigt werden. Ferner 
ergab sich ein Mehrbedarf infolge zwangsläufig gesteigerter 
Einlagerung von Betriebsstoffvorräten, die zur Vergrößerung 
der bisherigen Lagerkapazität führten. 

Die Mehrausgabe war aus den genannten Gründen unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

■ Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 554 04. 


4 531 606,45 ; Sonstige, nicht aufteilbare Betriebs- und Bewirtschaftungs- 
kosten für die Lagerung von Wehrmaterial in von Dritten 
für die Bundeswehr betriebenen Depots der Kapitel 14 08 und 
14 13 bis 14 19 im Ausland 

I Der Mehrbedarf beruht darauf, daß der Anstieg der Be- 
; triebs- und Bewirtschaftungskosten der von Dritten für die 
Bundeswehr im Ausland betriebenen Depots infolge Tarif- 
und Preiserhöhungen 1972 etwa 12 v. H., teilweise bis zu 
18,3 V. H. betrug. Hinzu kam die erhöhte Inanspruchnahme 
einiger Depots. 

Die Mehrausgabe war aus den vorgenannten Gründen unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 554 01 und 554 04. 


14 15 
553 02 


207 000 000,— 


1 822 729,45 


Erhaltung des Feldzeugmaterials, ausgenommen Munition 
sowie Fahrzeug- und Kampffahrzeugmaterial 


Mittelabrufe des NATO-Managements-Office (NHMO) für 
Aufwendungen der Erhaltung des Waffensystems HAWK 
wurden z. T. in den Jahren 1970/71 nicht beglichen, da die 
bisherige Rechnungslegung durch NHMO die Auffassung 
rechtfertigte, mit noch bestehenden Guthaben die Forderun- 
gen von NHMO verrechnen zu können. Eine eingehende 
Überprüfung führte jedoch zu dem Ergebnis, daß noch Zah- 
lungen zu leisten waren. 

Die Mehrausgabe war aus den genannten Gründen unvorher- 
gesehen und unabweisbar. 


! Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 554 04. 

i 
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mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1972 

DM 

gabemittein sind 
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DM 

1 

2 1 

3 

4 


noch Einzelplan 14 - 

— Bundesminister der Verteidigung — 

14 19 

3 500 000,— 

294 975,50 

Gebühren für die Benutzung ziviler Flugplätze 

532 02 



Mehrbedarf infolge Gebührenerhöhung für die Benutzung 
ziviler Flugplätze sowie durch Zunahme der Anzahl von Lan- 
dungen bei stärkerem Einsatz schwerer Flugzeuge (Transall). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 




Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 532 01, Kap. 14 02 Tit. 529 03 
und 527 11 sowie bei Kap. 14 21 Tit. 547 41. 

14 19 

1 073 600 000,— 

139 593 181,87 

Erhaltung der Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugrettungs-, 
Sicherheits- und sonstigen flugtechnischen Geräte 

553 01 



1 


Mehrbedarf infolge besonders hohem Lohn- und Material- 
kostenauftrieb, durch erhöhten Verschleiß des alternden Ma- 
terials und durch erhöhten Wartungs- und Instandsetzungs- 
: bedarf infolge neu eingeführter, technisch v/esentlich kompli- 
zierterer Waffensysteme. 

: Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

i 




i Einsparung bei Kap. 14 08, 14 13, 14 14, 14 15 und 14 19. 

i 

14 21 

2 700 000,— 

68 256,46 

Gebühren und Kosten für Güteprüfungen 

537 01 


i 

i 

Im Rahmen der Beschaffung aus den USA fallen auch Güte- 
prüfkosten an, die bisher pauschal mit 1 v. H. des Auftrags-/ 
Lieferwertes berechnet werden. Ab 1. Januar 1972 rechnet die 


USA die Güteprüfkosten nach aufgewandten Stundenleistun- 
, gen ab, so daß eine Steigerung der Güteprüfkosten eintrat. 

I Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 wurde dieser 
I Mehrbedarf nicht vorhergesehen. 

I Da auf die Inanspruchnahme des Güteprüfdienstes in den 
USA nicht verzichtet werden kann, war die Mehrausgabe un- 
abweisbar. 


14 22 
532 04 


52 000,— 


I Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 539 99. 

2 008,93 I Kosten der Ablösung persönlicher Dienstleistungen für An- 
I gehörige der Bundeswehr bei Mitbenutzung ausländischer 
Gemeinschaftseinrichtungen 

Mehr für die Inanspruchnahme der Standortmesse „Magenta" 
in Fontainebleau wegen tarifvertraglicher Lohnerhöhungen, 
die nicht vorhergesehen waren. 

“Die Ausgabe war unabweisbar und wegen des mit der 
französischen Regierung vereinbarten Zahlungs- und Abrech- 
nungsverfahrens unaufschiebbar. 

j Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 533 01. 
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An über- und 



Haushalts- 

außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit 

1972 

gabemittein sind 

Zweckbestimmung und Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

1 2 1 

3 

1 4 



noch Einzelplan 14 

— Bundesminister der Verteidigung — 

14 23 

251 148 000,— 

100 849 930,49 

Leistungen des Bundes nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 


Allgemeine Leistungen 


Der Mehrbedarf ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 
daß 

— dn Anwendung des Haushaltsvermerkes bei Kap. 14 03 
Tit. 423 01 für fehlende Berufs- und Zeitsoldaten und auf 
Grund der Umstellung auf die 15monatige Grundwehr- 
dienstpflicht mehr Wehrpflichtige eingezogen wurden, 

— der dem Haushaltsansatz zugrunde liegende Verheirate- 
tenanteil infolge Einberufung auch älterer Jahrgänge zu 
niedrig angesetzt war und 

— die Einkommen besonders der älteren Wehrpflichtigen 
vor der Einberufung wesentlich stärker als vorhergesehen 
gestiegen sind und aus diesem Grunde höhere Tabellen- 
ansätze zu zahlen waren. 

Die Mehrausgabe beträgt tatsächlich 115 205 430,49 DM, 
wovon gemäß Haushaltsvermerk durch Einsparung bei 
Kap. 14 03 Tit. 422 01 — 14 355 500 DM gedeckt wurden. 

Einsparung bei Kap. 14 02, 14 11, 14 20 und 14 22. 


14 23 84 552 000, — j 16 000 000, — Verdienstausfallentschädigung 

24 I Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl der 

I Restanten und der Grundwehrdienstleistenden, die das 25. 

j Lebensjahr während des Wehrdienstes vollenden, höher 

i lag als angenommen. Darüber hinaus waren die der Ansatz- 

I j berechnung zugrunde liegenden Durchschnittssätze auf Grund 

der allgemeinen Einkommenssteigerung zu niedrig veran- 
; schlagt. 

Einsparung bei Kap. 14 03, 14 04, 14 10, 14 16, 14 20 und 14 21. 


14 23 j 1 300 000, — 236 191,07 Überführung und Bestattung verstorbener Soldaten 

^22 1 1 Der Mehrbedarf beruht neben der Ausgabenerhöhung infolge 

i der allgemeinen Preisentwicklung auf einer Zunahme der 

Zahl der Todesfälle. 

' Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 

bar, weil nach der Verwaltungsvorschrift zu § 31 Soldaten- 
1 gesetz auf die Gewährung derartiger Leistungen ein Rechts- 

anspruch besteht. 

! : i 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 524 01 und 524 12. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 23 
671 16 


8 750 000 — 


4 131 100, — i Leistungen des Bundes nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz 

' Das Bundesverwaltungsgericht hat in einem Musterprozeß 
; am 9. Dezember 1971 entschieden, daß auch die vom Arbeit- 
: geber zu entrichtende, der Zahlung der Versorgungsrenten 
dienende Umlage an eine bestehende Versicherung in der 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung für Ar- 
beitnehmer im öffentlichen Dienst als Beitrag im Sinne des 
§ 5 Arbeitsplatzschutzgesetz anzusehen ist. Danach ist die 
Umlage vom Arbeitgeber für die Zeit des Wehrdienstes 
weiter zu entrichten und vom Bund zu erstatten. Die Mehr- 
ausgabe beruht auf der sich auf Grund des Urteils ergebenden 
Nachzahlung. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 518 23, Kap. 14 05 Tit. 525 11, 
Kap. 14 23 Tit. 656 16 und 671 17. 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


15 01 j 350 000,— 
51301 I 


15 02 


apl. 
539 99 


15 168,41 


Post- und Fernmeldegebühren 


Der Mehrbedarf ist auf die Erhöhung der Post- und Fern- 
meldegebühren ab 1. Juli 1972 zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1973 zurückgestellt werden, da der Fernsprech- 
und Schriftverkehr nicht eingeschränkt werden konnten. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 526 02. 


1 999,28 I Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung 

: Gelegentlich der Rechnungsprüfung im Lande Rheinland- 
Pfalz wurde festgestellt, daß vom ehemaligen Landratsamt 
I Speyer im Haushaltsjahr 1969 ein Betrag von 1 999,28 DM 
: irrtümlich auf den Bundeshaushalt als Einnahme verbucht 
I worden ist. Dieser Betrag war dem Lande Rheinland-Pfalz 
I zurückzuerstatten. 

' Die Ausgabe war insoweit unabweisbar und konnte nicht 
vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 893 31. 


15 02 


apl. 
547 01 


5 000, — j Rückzahlung eines irrtümlich dem Bund erstatteten Zuwen- 
dungsbetrages 

I Der Bundesverband für spastisch Gelähmte und andere 
J Körperbehinderte e. V. in Düsseldorf erhielt bis einschließ- 
! lieh Haushaltsjahr 1970 eine institutioneile Förderung aus 
Bundesmitteln. Bei der Umstellung auf Projektförderung im 
I Haushaltsjahr 1971 wurde eine örtliche Prüfung beim Zu- 
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Zwedcbestimmung und Begründung 


noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 

Wendungsempfänger durchgeführt. Dabei wurde ein Bestand 
aus der Bundeszuwendung festgestellt, der unverzüglich an 
den Bund zurückgezahlt und bei Kap. 15 02 Tit. 119 99 ver- 
einnahmt wurde. In dieser Summe war jedoch — wie sich 
später herausstellte — ■ ein Betrag von 5 000 DM enthal- 
ten, der dem Zuwendungsempfänger für eine bestimmte 
zweckgebundene Maßnahme vom Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverband gewährt worden war und daher wieder 
an den Zuwendungsempfänger zurückgezahlt werden mußte. 

Die Ausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 684 21. 


15 02 
643 05 


200 000 ,— 


29 148,90 


Kosten der Sozialhilfe und der Unterbringung in Grenz- 
durchgangs-, Durchgangs- und Wohnlagern für Flüchtlinge 
aus Ungarn (mit Ausnahme der Aussiedler) 


Die Mehrkosten sind auf Preiserhöhungen (z. B. Miete, Be- 
kleidung, Anstalts- und Heimkosten) sowie Erhöhung der 
Sozialhilferegelsätze und der Einkommensgrenzen zurückzu- 
führen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. Eine 
Zurückstellung bis zur Verabschiedung des nächsten Haus- 
halts war nicht möglich. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 893 31. 


15 02 
643 01 


27 500 000,— 


361 193,54 


Kosten der Sozialhilfe für Zugewanderte aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone und der Stadt Berlin 


Die Mehrkosten sind auf Preiserhöhungen (z. B. Miete, Be- 
kleidung, Anstalts- und Heimkosten) sowie Erhöhung der 
Sozialhilferegelsätze und der Einkommensgrenzen zurückzu- 
führen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. Eine 
Zurückstellung bis zur Verabschiedung des nächsten Haus- 
halts war nicht möglich. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 684 11. 


15 02 
685 22 


600 000,— 


244 887,22 


Förderung und Erprobung von Hilfen für behinderte Kinder 
durch Forschungsaufträge 


I Der Mehrbedarf konnte im Zeitpunkt der Aufstellung des 
I Bundeshaushaltsplans 1972 nicht vorhergesehen werden, da 
I mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Errichtung einer 
i Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" vom 17. Dezem- 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 

i her 1971 im Laufe des Haushaltsjahres 1972 gerechnet wurde, 

i Die Bestimmung des § 26 Nr. 2 dieses Gesetzes sieht vor, 

! j daß durch die Stiftung Einzelvorhaben der wissenschaft- 

! j liehen Forschung, die der Erreichung des in § 2 Nr. 2 ge- 

I nannten Zweckes (Eingliederung in die Gesellschaft) die- 
j nen, gefördert werden können. Das Stiftungsgesetz war je- 
! doch wider Erwarten erst am 31. Oktober 1972 in Kraft 
I getreten. Insoweit mußte die Fortführung der laufenden 
I Forschungsvorhaben zunächst noch weiter voll aus 
j Titel 685 22 sichergestellt werden, der im Hinblick auf die 
, Stiftung gegenüber dem Vorjahr herabgesetzt worden war. 

* ' Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, um eine 

I ; Unterbrechung der Arbeiten zu verhindern. Die Maßnahme 

! ; konnte wegen der Dringlichkeit nicht bis zur Verabschie- 

i i düng des Haushaltsgesetzes 1973 zurückgestellt werden. 

' ^ Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 893 31. 


5 712,90 


Rückzahlung eines irrtümlich dem Bund erstatteten Zuwen- 
dungsbetrages 


Es handelt sich um die Rückzahlung eines von der Deut- 
schen Gesellschaft für Hämatologie irrtümlich dem Bund 
I erstatteten Zuwendungsbetrages. Der der Landeshauptstadt 
I München zustehende Betrag von 5 712,90 DM war 1971 an 
I den Bund überwiesen und bei Kap. 15 02 Tit. 119 99 verein- 
nahmt worden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und wegen der Ver- 
i pflichtung zur Rückzahlung an die Stadt München unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 685 05. 


320 000,— 


30 853,07 


Beitrag zu den Kosten der internationalen Rausdigiftkon- 
trolle 


Die Bundesrepublik ist dem internationalen Rauschgift- 
abkommen beigetreten und hat jährlich einen Beitrag zu den 
Kosten der internationalen Rauschgiftkontrolle zu leisten. 
Der Beitragsschlüssel wird jährlich von den Vereinten Na- 
tionen festgesetzt. Der Beitrag ist jeweils für das abgelau- 
fene Jahr in US-Dollar zu zahlen. Für die Errechnung sind 
die Kosten der Rauschgiftkontrolle und das Volkseinkommen 
der Staaten maßgebend, die zum Beitrag verpflichtet sind. 
Der im Bundeshaushaltsplan 1972 ausgebrachte Betrag war 
geschätzt. Der auf die Bundesrepublik entfallende Anteil 
von den Gesamtkosten betrug jedoch gemäß Beschluß der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen 110 432 US-Dollar 
mit einem Gegenwert von 350 853,07 DM. 
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15 03 
526 02 


15 05 
711 02 


noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


10 000 ,— 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruht; sie war unvorhergesehen, da die genaue 
Höhe des Beitrages bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1972 noch nicht bekannt war. 

Die Ausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1973 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 893 31. 


1 739,78 


Kosten für Sachverständige 


Im Rahmen der Registrierung von Arzneispezialitäten in 
das Spezialitätenregister gern. § 20 AMG bei aktuellen An- 
lässen war es in schwierigen Fällen notwendig, daß die 
Gruppe „Pharmakologie" des Spezialitätenregisters durch 
unabhängige Gutachter beraten wurde. Das bedeutete im 
Normalfall, daß die Registrierungsunterlagen eines Präpa- 
rates vier Gutachtern (zwei Klinikern und zwei Pharmakolo- 
gen) zur Begutachtung und Abfassung schriftlicher Gutachten 
zu übergeben waren. 

Wegen der gesetzlichen Verpflichtung aufgrund des Arznei- 
mittelgesetzes waren diese Arbeiten und der damit verbun- 
dene finanzielle Aufwand unabweisbar. Im Zeitpunkt des 
Aufbaus der Pharmakologischen Arbeitsgruppe im Speziali- 
tätenregister des Bundesgesundheitsamtes in 1971 und der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 war noch nicht 
bekannt und nicht erkennbar, welchen Umfang die schwieri- 
gen Fälle der ärztlichen Beurteilung hinsichtlich Wirksam- 
keit und Unschädlichkeit von Arzneimitteln einnehmen 
würden. 


Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie konnte 
nicht bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1973 
zurückgestellt werden. 


Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 515 01. 


615 000,— 


58 764,90 


Errichtung eines Rechenzentrums 


Die Kosten für die Errichtung eines Rechenzentrums (Bau- 
und Montagearbeiten) beruhten auf einer Schätzung des 
DIMDI, gestützt auf Berechnungen der Firma Siemens. Vom 
Finanzbauamt Köln-West wurden dann jedoch die Kosten 
einschließlich der notwendigen Einrichtung mit 673 700 DM 
berechnet. 

Die EDV-Anlage konnte ohne diese Baumaßnahme nicht in- 
stalliert werden. Zur Anmietung der EDV-Anlage waren 
jedoch bereits Verpflichtungen eingegangen, so daß die 
Mehrausgabe unabweisbar war. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und konnte nicht bis zur 
Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1973 zurückgestellt 
werden. 


Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 01. 
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Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


19 01 
513 01 


56 000,— 


I 


20 01 
811 01 


18 000 — 


! 


12 666,21 i Post- und Fernmeldegebühren 

i Die Mehrausgabe ist aufgrund der am 1. Juli 1972 in Kraft 
I getretenen Erhöhung der Post- und Fernmeldegebühren und 
durch eine erhebliche Zunahme des Geschäftsanfalls entstan- 
den; sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 19 01 Tit. 515 01, 515 03, 516 01, 518 02, 
519 01, 526 04, 527 02, 527 03, 529 01 und 539 99. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


13 020,83 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Mehrbedarf infolge Ersatzbeschaffung für einen durch Unfall 
so schwer beschädigten verwaltungseigenen PKW, daß die- 
ser ausgesondert werden mußte. Die Mehrausgabe war zur 
Aufrechterhaltung eines ordnungsmäßigen Dienstbetriebes 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 812 01. 


23 01 
514 01 


23 01 
515 01 


Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 

59 000, — 16 763,43 Haltung von Dienstfahrzeugen 

j Die Mehrausgabe ist insbesondere auf die große Fahrleistung 
; der Dienstkraftfahrzeuge des Ministers und des Staatssekre- 
’ tärs zurückzuführen. Hier wirkten sich vor allem die erhöhten 
j Benzinpreise sowie die stark gestiegenen Werkstattkosten 
1 für die Wartung und Instandsetzung der Dienstfahrzeuge 
aus. 

Das Dienstfahrzeug des Ministers hatte außerdem einen Ver- 
kehrsunfall und mußte repariert werden. 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
i Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 666 01. 


58 300, — 70 713,56 Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 

Maschinen für Verwaltungszwecke 

Der Mehrbedarf ist auf die Ausstattung des durch den Umzug 
in das neue Dienstgebäude Bonn, Friedrich-Ebert-Allee 114, 
gewonnenen Büroraumes mit Büromöbeln zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 666 01. 
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noch Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


627 000,— 


100 503,13 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Im Zuge der Gesamtunterbringung des BMZ im Mosch- 
Objekt, Bonn, Friedrich-Ebert-Allee 114 bis 116, ist im Novem- 
ber 1972 der 1. Teilabschnitt bezogen worden. Die für den 
Neubau zu zahlende Miete konnte im Bundeshaushaltsplan 
1972 nicht veranschlagt werden, weil erst im Laufe des Haus- 
haltsjahres 1972 über die Anmietung entschieden wurde. Der 
Mehrbedarf ist auf die höheren Mietkosten zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 666 01. 


24 894,35 


Kosten für den Umzug des Ministeriums in das neue Dienst- 
gebäude 


j Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1972 konnte 
j nicht vorhergesehen werden, daß noch im Laufe des Haus- 
j haltsjahres 1972 ein Projekt für die Gesamtunterbringung des 
! BMZ ausfindig gemacht und bereits im November 1972 der 
I 1. Teilabschnitt bezogen werden konnte. Die entstandenen 
Umzugskosten waren unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 666 01. 


41 174,62 


Büroneubau, Um- und Erweiterungsbauten für die Deutsche 
Stiftung für Entwicklungsländer in Berlin-Tegel, Reiher- 
werder 


Die Mehrausgabe ist auf die gestiegenen Baupreise zurück- 
zuführen. Diese Mehrbelastungen konnten bei der Aufstel- 
lung der Kostenvoranschläge nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war zur Fertigstellung der Baumaßnahme 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 01. 


99 800,— 


598 100,68 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 


Im Zusammenhang mit der Anmietung der Gebäude in Bonn, 
Friedrich-Ebert-Allee 114 bis 116 — der Mietvertrag ist auf 
10 Jahre abgeschlossen — ist die für beide Häuser vorgese- 
hene Telefonanlage vom Bund käuflich erworben worden. Bei 
der Mehrausgabe handelt es sich um die Kosten des Kaufs 
der Anlage im L Teilabschnitt, die bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1972 noch nicht bekannt waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 01. 
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noch Einzelplan 23 - — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


23 02 


2 000 000 ,- 


686 08 i 


950 646,82 Lieferung von Ernährungsgütern an Entwicklungsländer 

Infolge einer Dürreperiode war im Monat Dezember 1972 in 
I Senegal und Mauretanien ein besorgniserregender Versor- 
gungsengpaß auf dem Nahrungsmittelsektor eingetreten, der 
! aus außen- und entwicklungspolitischen Gründen eine sofor- 
: tige Hilfe befreundeter Länder erforderte. Im Einvernehmen 
mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten wurden daher zur Ver- 
besserung der Ernährungslage 213 t Magermilchpulver für 
' Senegal und 47 t Butterschmalz für Mauretanien zur Verfü- 
i gung gestellt. 

Die Situation in beiden Ländern war unvorhergesehen. Ein 
! sofortiges Eingreifen im Interesse der betroffenen Bevölke- 
^ rung war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 01. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen — 


25 01 ; 4 500,— 

526 01 ! 


25 02 ! 

671 42 I 


450 000,— I 


! 




14 375, — Gerichts- und ähnliche Kosten 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Regie- 
rung des Freistaates Bayern beim Bundesverfassungsgericht 
die verfassungsrechtliche Prüfung des § 72 Abs. 3 Sätze 3 
und 4 des Städtebauförderungsgesetzes vom 27. Juli 1971 
beantragt hatte. Die Interessen der Bundesregierung wur- 
den von einem Prozeßbevollmächtigten wahrgenommen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 25 01 Tit. 526 03. 


164 732,23 


Kosten der Freimachung und Bereithaltung von Wohnungen 


I Die Mehrausgabe ist auf einen im voraus nicht schätzbaren 
i Umfang an Umzugsauslagen zurückzuführen. Da die Mittel, 

I die nach einheitlichen Maßstäben auf Grund von Richtlinien 
I gewährt werden, von der gesamten Bundesverwaltung in 
Anspruch genommen werden, waren zuverlässige Schätzun- 
gen nicht möglich. 

i Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 663 42. 


I 
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27 01 
514 01 


27 01 
517 01 


27 01 
527 02 


27 01 
811 01 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


95 000 — 


450 000 — 


15 000 — 


44 800,— 


5 987,05 Haltung von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe beruht auf der aus wirtschaftlichen Grün- 
den notwendigen Ersatzbeschaffung eines Autotelefons für 
den Ministerwagen. Das bisher eingebaute Gerät war tech- 
nisch stark reparaturanfällig. 

Die Notwendigkeit der Ersatzbeschaffung konnte bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1972 nicht vorausgesehen 
werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil das alte Gerät 
wegen häufiger Störungen den dienstlichen Anforderungen 
nicht mehr entsprach. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 

30 376,60 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß im Laufe 
des Haushaltsjahres 1972 in einem nicht vorhergesehenen 
Ausmaß Preissteigerungen im Bereich der Dienstleistungen 
(Büroreinigung, Wartung der Anlagen, Beleuchtung) einge- 
treten sind. Die Ausgabe war im Interesse eines geordneten 
Dienstbetriebes unabweisbar und konnte nicht bis ins nächste 
Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 


20 684,25 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Die Mehrausgabe ist durch eine Dienstreise einer Delega- 
tion des BMB nach Korea entstanden. Es handelte sich um 
einen Gegenbesuch auf Grund einer Einladung der Regierung 
der Republik Korea im Sommer 1972. Die Reise hatte den 
Zweck, die bereits seit Jahren bestehenden Kontakte und 
den Erfahrungsaustausch mit den Regierungsstellen von Süd- 
korea zu intensivieren und auszubauen. Anlaß zu einem ver- 
stärkten Erfahrungsaustausch gaben die wiederaufgenom- 
menen Gespräche zwischen Süd- und Nordkorea über eine 
Wiedervereinigung. 

Die Reise war aus politischen Gründen unabweisbar; sie 
erfolgte im Auftrag der Bundesregierung und in Absprache 
mit dem Auswärtigen Amt. 


Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 


3 587,06 I Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe hat auf die im Laufe des Jahres eingetre- 
tenen Preissteigerungen zurückzuführen. Diese Entwicklung 
war nicht vorauszusehen. Die Ersatzbeschaffungen waren 
zur Aufrechterhaltung eines reibungslosen Dienstbetriebes 
dringend erforderlich. 


Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 
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noch Einzelplan 27 — • Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


27 02 
643 01 


72 000 000 — j 

i 


3 316 796,68 


Förderung des Besuchsreiseverkehrs aus der DDR, Ostberlin 
und aus den Vertreibungsgebieten ost- und südostwärts der 
Bundesrepublik 


Die Haushaltsmittel wurden zur Durchführung der im ge- 
samtdeutschen Interesse notwendigen Maßnahmen zur För- 
derung des Besuchsreiseverkehrs benötigt. Der Mehrbedarf 
ist im wesentlichen auf die Erhöhung der Fahrpreise für die 
Reisehilfe, die Steigerung der Kosten für die Krankenhilfe 
und auf die erhöhte Inanspruchnahme dieser Förderungs- 
maßnahmen zurückzuführen. 

Da eine Einschränkung der Maßnahmen aus politischen Grün- 
den nicht zu vertreten ist, waren die Ausgaben unabweisbar; 
sie konnten nicht bis zum nächsten Haushaltsjahr zurück- 
gestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01 und Tit. 685 07. 


31 01 
519 01 


31 05 
683 15 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


41 800,— 


5 188,51 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Wegen Verzögerung der Fertigstellung des neuen Dienst- 
gebäudes in Bonn-Bad Godesberg/Nord mußte für die Unter- 
bringung der Bediensteten im laufenden Haushaltsjahr ein 
weiteres Dienstgebäude (Haus IV) angemietet und reno- 
viert werden. Außerdem mußte die zentrale Ölheizungsan- 
lage in der bundeseigenen Nebenunterkunft in Bonn-Bad 
Godesberg, Luisenstraße 46 (Haus II), für den Winterbetrieb 
instandgesetzt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war wegen der 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 526 20. 


500 000,— 


10 466 683,70 


Verminderung des finanziellen Betriebsrisikos von Demon- 
strations- und Prototypkernkraftwerken 


Das finanzielle Betriebsrisiko von Demonstrations- und 
Prototypkernkraftwerken wird zu 90 v. H. vom Bund getra- 
gen. Der Bund kann entsprechend dem Risikobeteiligungs- 
vertrag jedoch nur insoweit in Anspruch genommen werden, 
als die Liquiditätslage des Kernkraftwerkes dies erfordert. 

Mitte des Jahres 1971 hatte die Kernkraftwerk Lingen GmbH 
(KWL) den für 1971 zu erwartenden negativen Jahresroh- 
erfolg auf ca. 2 Millionen DM geschätzt. Hierauf erhielt sie 
zur Aufrechterhaltung der Liquidität im August 1971 eine 
Vorauszahlung in Höhe von 1,5 Millionen DM. Der Haus- 
haltsansatz für 1972 wurde mit 500 000 DM ausgebracht. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


I Eine weitere Vorauszahlung in Höhe von 0,4 Millionen 
i erfolgte im März 1972, nachdem sich die Ergebnis- und 
Liquiditätssituation weiter verschlechtert hatte. Im Anschluß 
I an die Testierung des Jahresabschlusses 1971 durch die 
i Treuarbeit (negativer Jahresroherfolg 4 269 144,91 DM) wurde 
I zur Aufrechterhaltung der Liquidität eine dritte Vorauszah- 
I iung in Höhe von 1 Million DM erforderlich. 

I Infolge einer weiteren Verschlechterung der Ergebnis- und 
I Liquiditätssituation der KWL mußte im August 1972 die Rest- 
zahlung in Höhe von 942 230,42 DM auf den vom Bund zu 
übernehmenden Verlustanteil des Unternehmens im Jahre 
1971 in Höhe von 3 842 230,42 DM geleistet werden. 

Darüber hinaus wurde zu diesem Zeitpunkt auch eine Vor- 
auszahlung von rd. 6 Millionen DM auf den Teilausgleich 
I des sich im Jahre 1972 abzeichnenden negativen Jahresroh- 
I erfolges fällig. Im November 1972 ergab sich die Notwendig- 
keit, eine weitere Vorauszahlung in Höhe von 4 Millionen 
DM zum Teilausgleich des zu erwartenden negativen Jahres- 
roherfolges für das Jahr 1972 zu leisten, nachdem sich die 
Liquiditätslage der KWL weiterhin verschlechtert hatte. 

I Diese Verpflichtungen konnten teilweise durch Einnahmen 
aus Rückflüssen, die sich aus der Risikobeteiligung des Bun- 
des bei einem anderen Kernkraftwerk in Höhe von 
; 1 375 546,72 DM ergaben, gedeckt werden. 

j In Höhe von 10 466 683,70 DM ergab sich die Notwendigkeit 
i zur Leistung von überplanmäßigen Ausgaben. Diese Aus- 
j gaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 02 bis 31 08. 


31 05 
893 27 


5 900 000,— 


1 000 000,— ! Ergänzende Investitionen für die Anlage zur Wiederauf- 
I arbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe (WAK) in Karlsruhe 

. Die Betriebsführungsgesellschaft der WAK, die Gesellschaft 
j zur Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen, hatte Ver- 
träge über die Wiederaufarbeitung von bestrahlten Kern- 
; brennstoffen mit Vertragsstrafen, Terminplänen usw. abge- 
I schlossen, und zwar gemäß der ursprünglichen Zielsetzung 
I mit deutschen Demontrationskraftwerken, die mit Bundes- 
: hilfe errichtet wurden und bei denen zusätzlich noch Risiko- 
j beteiligungsverträge mit dem Bund bestehen. 


j Nach der Aufnahme des Betriebes wurden zunächst die ab- 
I gebrannten und lange gelagerten Brennelemente der Reak- 
toren FR 2 und MZFR ohne größere Schwierigkeiten aufge- 
arbeitet. Bei der am Beginn des Jahres 1972 sich anschließen- 
den Wiederaufarbeitung von Brennelementen des Reaktors 
KWO (Kernkraftwerk Obrigheim) traten erste größere 
Schwierigkeiten auf, die mit Stillstandszeiten verbunden 
waren. Der Abbrand der Brennelemente des KWO-Reaktors 
lag mit etwa 18 000 MWd/t höher als ursprünglich bei der 
Planung der Wiederaufarbeitungsanlage zu übersehen war. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 

i j Da die Schwierigkeiten aufgrund der erhöhten Abbrände 

j 1 der Brennelemente während des Baus nicht in ihren Aus- 

I Wirkungen auf einen sicheren Betrieb der WAK beurteilt 

1 werden konnten, sondern erst die zu Beginn des Jahres 1972 

I erkennbar gewordenen Betriebsschwierigkeiten eine Ver- 

I vollständigung der Anlage notwendig machten, waren Mehr- 

I ausgaben erforderlich, die wegen der schnellen Reaktorent- 
wicklung unvorhergesehen waren. 

! Aufgrund der vertraglichen Verpflichtungen war die Ergän- 

I zung der Anlage im Haushaltsjahr 1972 unabweisbar und 

I ! unaufschiebbar, da andernfalls dem Bund erhebliche zusätz- 

j liehe Kosten entstanden wären. 

' j Einsparung bei Kap. 31 04 Tit. 685 52. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

32 03 76 000, — ' 21 514,57 i Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

517 01 ! Infolge Mehrbedarfs an Elektrizität für die größere EDV- 

j Anlage und infolge erheblicher Preissteigerungen für Strom- 
i und Wasserverbrauch reichten die für das Haushaltsjahr 
j 1972 veranschlagten Mittel nicht aus. 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
j bar, da sie zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes erfor- 
! derlich war und nicht bis zur Verabschiedung des nächsten 
I I Haushaltsgesetzes zurückgestellt werden konnte. 

i i ' 

I I i Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 51 1 01. 

i i 

! 

32 03 62 890 000, — 8 238 874,38 | Ausgaben aus Anlaß der Beschaffung von Mitteln im Wege 

I Kredits 

54101 ! 

I Der unerwartet hohe Absatz an Bundesschatzbriefen und 

i I die damit verbundenen hohen Provisionszahlungen an die 

Banken führten zu der Mehrausgabe. Sie war unabweisbar, 
weil sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. Die Zahlung 
j 1 der hohen Provisionsbeträge war bei Aufstellung des Haus- 

I ; haltsentwurfs 1972 nicht vorhergesehen worden. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 16. 

32 05 32 400 000, — | 9 979 679,81 Verzinsung der Ablösungsschuld 

574 11 i Infolge erhöhter Ablösungsschuld durch nicht vorhergese- 

1 hene gerichtliche Anerkennung des Rechts auf Ablösung 

i nach dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz reichten die ver- 

; anschlagten Haushaltsmittel nicht aus. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf rechtlicher 

' Verpflichtung beruht. 

I Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 574 12, 576 32 und 576 34. 
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32 09 
642 08 


120 400 000 — 


noch Einzeiplan 32 — Bundesschuld — 

1 499 099,67 | Erstattung von Aufwendungen für den Zinsendienst für Aus- 
gleich sforderungen, deren Schuldner die Länder sind 

Der Mehrbedarf beruht auf folgenden Umständen; 

1. Durch Berichtigungen von Umstellungsrechnungen hat 
sich das Anfangskapital der Ausgleichsforderungen ge- 
ändert. Die vom Bund hierauf zu erstattenden Zinsleistun- 
gen sowie Nachzinsen haben sich in 1972 unvorhergese- 
hen erhöht, weil — im Gegensatz zu den Haushaltsjahren 
1969 bis 1971 — die durch die obengenannten Berichtigun- 
j gen bedingten Nachzahlungen höher waren als die eben- 
. falls dadurch bedingten Rückflüsse und die gemäß § 7 
Abs. 2 Satz 2 TilgG anzurechnenden Einnahmen. 

i 2. Bei einigen Ländern waren die in den Vorjahren dem 
Bund in Rechnung gestellten Beträge nachträglich zu be- 
richtigen. Der Saldo dieser Berichtigungen führt zu einer 
Erhöhung der Erstattungsleistungen des Bundes. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 16. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
ausländischer Streitkräfte — 



Ausgaben für Immobilien, Mobiliar und Nebenleistungen für 
Wohnungen und Quartiere 

Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 
des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1971) ver- 
anschlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für 
das Haushaltsjahr 1972 bei Aufstellung des Haushalts noch 
nicht Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte nicht vor- 
hergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren. Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 
BHO ist zugelassen worden, daß die Mehrausgabe nicht auf 
die nächstjährige Bewilligung angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 35 06 Tit. 532 01, Kap. 35 12 Tit. 820 01 
und Kap. 60 04 Tit. 642 31. 


Kapitalausgaben 

Der Ansatz des Titels ist im wesentlichen auf der Grundlage 
des alliierten Haushaltsansatzes des Vorjahres (1971) veran- 
schlagt worden, da die Anforderungen der Alliierten für das 
Haushaltsjahr 1972 bei Aufstellung des Haushalts noch nicht 
Vorlagen. Die Ausgabenentwicklung konnte nicht vorher- 
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noch Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte — 

gesehen werden. Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil 
rechtliche Verpflichtungen zu erfüllen waren. Gemäß § 37 
Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß die Mehraus- 
gabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung angerechnet 
wird. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 31. 


36 04 I 
71182 I 


36 07 j 319 000,— 
515 04 ! 


36 07 i 520 000,— 
532 05 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

76 827,74 Bauliche Maßnahmen zur Herrichtung von Bergungsorten 

Um alle in absehbarer Zeit anfallenden Sicherungsfilme in 
^ dem Oberrieder Stollen lagern zu können, mußte kurzfristig 
, der Ausbau des gesamten Lagerstollens durchgeführt werden. 

I Im Hinblick auf die zu erwartenden erheblichen Mehrkosten 
1 bei einem späteren Ausbau war die sofortige Durchführung 
der Baumaßnahme notwendig. Da die im Haushaltsjahr 1971 
bereitgestellten überplanmäßigen Haushaltsmittel nicht in 
1 Anspruch genommen worden sind, war die erneute Bereit- 
I Stellung überplanmäßiger Mittel im Haushaltsjahr 1972 un- 
! abweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 712 71. 


229 913,68 Bewirtschaftung, Wartung und Instandhaltung von Einrich- 
tungen, Geräten und Stoffen 

Mehr infolge Erhöhung der Leitungsgebühren durch die Deut- 
! sehe Bundespost. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen 
I und unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 741 1 1 . 


77 114,63 Bewirtschaftung und Unterhaltung eines Lehrgangsgebäudes 
sowie Kosten für Ausbildungslehrgänge 

; Mehr infolge verstärkter Teilnahme an den Lehrgängen für 
' die Ausbildung von Schiffsoffizieren der Handelsmarine bei 
. der Außenstelle für Schiffssicherung in Neustadt/Holstein. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war im Rahmen 
I der Durchführung von Maßnahmen der zivilen Verteidigung 
i auf dem Gebiet des Seeverkehrs unabweisbar. 

1 

I Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 791 02. 
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noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


36 07 i — 458 848,33 | Ausbau vorhandener, bundeseigener Häfen, Bau neuer bun- 

? 4 1^21 deseigener Lösch- und Landeanlagen sowie Kosten für neue 

bundeseigene Umschlagstellen einschließlich der notwendi- 
1 gen Vorarbeiten 

Mehrbedarf infolge von Kostensteigerungen bei zwei Bau- 
maßnahmen. Die Mehrkosten waren unvorhergesehen und 

' unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 741 11 und 883 11. 


36 08 j 115 000,— : 8 419,86 | Mieten für Unterstellräume 

Die Mehrausgabe beruht auf einer Fehlbuchung im Haus- 
i I haltsjahr 1971. Sie war unvorhergesehen, weil der Buchungs- 

I fehler erst nach Beginn des neuen Haushaltsjahres erkannt 

i wurde. Sie war unabweisbar, weil der genannte Betrag aus 

j Mitteln des Sondervermögens der Deutschen Bundespost im 
I I i Haushaltsjahr 1971 vorgeleistet worden war. 

Einsparung bei Kap. 3608 Tit. 891 03. 


36 08 200 000,— : 

891 02 ' 


125 086,35 Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen im Nahverkehrsraum 
für leitende Dienststellen des Bundes 

Der Mehrbedarf entstand infolge einer Planungsänderung 
zur Wasserversorgung für ein besonderes Objekt zugunsten 
I einer wirtschaftlicheren Lösung. 

' Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der für die 
! ursprüngliche Planung veranschlagte Betrag entsprechend 
' der Zweckbestimmung bei einem anderen Titel veranschlagt 
war. Sie war unabweisbar, weil die Erhaltung der Funktions- 
fähigkeit der Anlage von der Verwirklichung der Maßnahme 
abhing. 

Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 891 11. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

60 02 26 044 000, — 1 778,70 Finanzzuweisung an die Länder gern. § 9 Volkszählungs- 

gesetz 1970 

552 04 ^ 

Die Finanzzuweisung wurde auf der Grundlage der vom 
Statistischen Bundesamt für den 27. Mai 1970 als endgültig 
gemeldeten Einwohnerzahlen der Bundesrepublik berechnet. 
Nachträglich stellte sich heraus, daß vom Statistischen Bun- 
desamt für Berlin (West) versehentlich eine vorläufige Ein- 
wohnerzahl als endgültig gemeldet wurde. Die sich hieraus 
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1 I 2 ! 3 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


ergebende Nachzahlung war zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1972 nicht vorherzusehen und 
; wegen der nach dem Volkszählungsgesetz bestehenden 
j Rechtsverpflichtung unabweisbar. 

, Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 532 01. 


60 02 


apl. 
681 02 


3 193 945,— 


Einmalige Spende für die Angehörigen der israelischen 
Opfer des Anschlags in München am 5. September 1972 

Die Bundesregierung hat einer einmaligen Spende an die An- 
gehörigen der israelischen Opfer des Terroranschlags von 
München zugestimmt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 671 01. 


60 04 
632 01 


195 132 500,— 


31 145 314,45 Vom Bund zu erstattende Verwaltungskosten, die sich aus 
der Durchführung der Lastenausgleichsgesetze und anderer 
j von den Ausgleichsbehörden durchzuführender Gesetze er- 
! geben 

I 

I Die Abschlagszahlungen im Haushaltsjahr 1971 waren in der 
I Erwartung einer der fortschreitenden Aufgabenerledigung, 
Rationalisierung und nachhaltigen Personalverminderung 
entsprechenden Kostensenkung auf 90 v. H. der geschätzten 
I Erstattungsbeträge festgesetzt worden. Die endgültigen 
Abrechnungen wiesen jedoch Kostensteigerungen nach, die 
auf die laufenden Erhöhungen der Dienstbezüge, auf das 
j zunehmende Hineinwachsen der Bediensteten der Aus- 
i gleichsverwaltung in die letzten Besoldungsstufen, auf ver- 
I mehrte Stellenhebungen, auf Einführung der vermögens- 
: wirksamen Leistungen und auf die Erhöhung der jährlichen 
Sonderzuwendung zurückzuführen waren. Die Annahme, daß 
trotz dieser die Kosten erhöhenden Faktoren wegen des 
: nachhaltigen Personalabbaus eine Kostenverminderung ein- 
I treten werde, hat sich nicht bestätigt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 60 06 Tit. 686 06. 


60 04 
646 01 


2 500 000,— I 

i 

i 


758 064,88 | Zahlungen gemäß §§21 (4), 21 a, 22 b und 35 (2) BWGöD 

Die Mehrausgabe beruht auf der Zunahme der versorgten 
Personen und den Auswirkungen der allgemeinen Erhöhung 
I der Versorgungsbezüge. 

1 Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 686 06. 
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noch Einzelplan 60 

— Allgemeine Finanzverwaltung — 

60 04 

681 02 

130 000—: 

1 

26 464,72 

Härteausgleich bei Vergewaltigungen, deren Folgen nidit als 
Besatzungsschäden anerkannt werden können 

Die Mehrausgabe beruht auf einer Nachzahlung in einer 
Härteausgleichssache in Höhe von 41 000 DM. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 686 06. 

60 04 

698 01 

990 000 000,— 

41 053 963,63 

Zahlungen nach dem Sparprämiengesetz 

Die Mehrausgabe beruht auf dem Abbau der Bearbeitungs- 
rückstände bei den Finanzämtern aus dem Jahre 1971. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 06 Tit. 686 06. 

60 04 

6 000 000 — 

182 153,31 

Nachversicherung nach § 99 AKG 

646 21 



Die Mehrausgabe ist auf unabweisbare und der Höhe nach 
unvorhergesehene gesetzliche Leistungen zur Nachversiche- 
rung ausgeschiedener Angehöriger des öffentlichen Dienstes 
zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 646 02. 

60 04 

712 21 

12 000 000 — 

3 887 395,65 

Beseitigung von Gefahrenstellen an ehemaligen Luftschutz- 
stollen und Grundstücksbereinigungen 

Die Mehrausgabe ist auf unvorhergesehene verstärkte Be- 
seitigung von Gefahrenstellen an Westwallanlagen und ehe- 
maligen Luftschutzstollen zurückzuführen, die wegen Ein- 
sturzgefahr und anderer Unfallgefahren nicht aufgeschoben 
werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 

60 04 

1 800 000 — 

273 190,34 ^ 

Beihilfen an Vertriebene im Ausland — Gewährung von Zu- 
schüssen 

Die erhöhten Sätze der Unterhaltshilfe ab 1. Januar 1972 
wirkten sich auch auf die Unterhaltsbeihilfe nach § 10 des 
14. AndG LAG für Inlandsfälle aus. In Auswirkung diesem 
Gesetzes wurden auch für Personen mit ständigem Wohnsitz 
im Ausland die Sätze der Unterhaltsbeihilfe ab 1. August 
1972 erhöht. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61, 

686 41 


i 
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60 05 

apl. 
642 01 


60 05 

apl. 
652 01 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

8 273 250,— j Erstattungen von Leistungen des Landes Berlin bei Reisen 
I in die DDR und nach Ostberlin 

Nach dem Inkrafttreten der Viermächtevereinbarung über 
Berlin am 4. Juni 1972 werden die Gebühren vom Senat 
Berlin nach der Zahl der tatsächlich in Anspruch genomme- 
nen Visa übernommen. Der Bund erstattete diese Zahlungen 
dem Lande Berlin in Anpassung an die Erstattung der Visa- 
gebühren im Bundesgebiet. 

Einsparung bei Kap. 60 05 Tit. 676 01. 


1 700,— ' Zuschüsse zur Abdeckung der Verpflichtungen des Landes 
Berlin gegenüber der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin 
und zu Leistungen des Landes Berlin an Berliner Innungs- 
I und Betriebskrankenkassen 

I 

Rückzahlung eines vom Bund in den Jahren 1968—1971 zu 
Unrecht einbehaltenen Betrages von 1 700 DM, der Berliner 
' Innungskrankenkassen zusteht. 

Einsparung bei Kap. 60 05 Tit. 676 01. 


60 05 10 000 000,- — 2 057 870, ■ Leistungen zur Gebührenabgeltung im Zusammenhang mit 

533 Q 2 der Reise- und Besuchsregelung zu Ostern und Pfingsten 1972 

Es handelt sich um die Erstattung der Visagebühren aufgrund 
eines Beschlusses des Bundeskabinetts vom 1. März 1972 
nach Vereinbarungen zwischen dem Senat von Berlin und 
der DDR vom 15. März 1972. Der Mehrbedarf von 2 057 870 DM 
entspricht dem Ergebnis der Schlußabrechnung. 

Einsparung bei Kap. 60 05 Tit. 683 01. 
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